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VORWORT,

D i e  vielen eines freien, redliehen Ausglcichs harrenden 
politischen Fragen in Oesterreich-Ungarn sind plötzlich durch 
die Frage dér Auflösung dér Militargrenz-Organisation ver- 
mehrt worden. Diese chronische, so oft ventilirte Frage ist 
dadurch acut geworden, dass die ungarischen Politiker in 
den Waldungen dér Militárgrenze einen ungarischen Nie- 
belungenhort entdeckt zu habén glauben, den sie nach Auf­
lösung dér Grenze als rés nullius für die „ungarische Schatz- 
kammer“ occupiren kőimen. Dabei machen sie mit wahrer 
Nonchalance Miene, die Militargrenz-Bevölkerung als eine 
rechtlose Heerde zu behandeln, die ohneweiters in diesen odor 
jenen Stall eingepfercht xverden kann, üde es Jemandem beliebt.

Durch diese Auflösungsmassregel wird, wenn sie für die 
ganze Grenze zűr Durchführung gelangt, die bisherige Lebens- 
basis von 1 ,300 .000  Seelen totál unigekehrt, und Tausende 
von Existenzen in Frage gestellt, ivei ebe mit ihr zusanmien- 
hangen. Und doch soll diese Frage nur dem Belieben einer 
inconstitutionellen G eivalt anheimgestellt werden. Es soll diese 
hochwichtige Massregel gar nicht discutirt, ja niclit einmal 
zum Gegenstande des Petitionsreclits gemacht werden dürfen.

Wir inüssen gestehen, dass ein hóhér Grad von Selbst- 
bewusstsein dazu gehört, um die Last dér Verántwortliehkeit- 
für die mőgliclien Folgen eines einseitigen Vorgehens im 
Gegenstande von Seite dér Kegierung alléin zu übernehmen, 
statt solche auf das constitutionelle Geivissen des Yolkes, auf 
die Schultern dér Betheiligten selbst zu vertheilen, was denn 
doch in cinem constitutionellen Staate selbstverstandlich sein 
müsste.

Es fragt sich nur: Hat die Grenzbevölkerung noch 
immer keine constitutionelle Berechtigimg, keine Kechtscon-
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tinuitat, keinen politischen Rechtsboden, von welchem aus sie 
die constitutionelle Selbstbestimmung rechtlich in Anspruch 
nehmen kann? Welcher Art ist dió politisrhe Lag'e des Rei- 
clies und sein Constitutionalisinus, und ist es rathsam, es 
auch auf eine Opposition in dér kriegerisehen Militítrgronze 
ankoiniuen zu lassen? Was ist die wahre Quelle unserer po- 
litischen Misére seit 1860? Welclies ist das walire lleilniittel 
für unsere Staatskrankheit, dérén Symptome sicli nun auch in 
dér Militárgrenze zeigen? Ist cin freier, redlicher Ausgleich 
unmögdich? Welchen Werth habén die Besorgnisse vor einer 
neuen Krise in Ungarn iiu Falle einer Yerfassungsrevision? 
VVelche Rolle soll die Militárgrenze in dicsein Falle über- 
nehnien? Welclie Politik empfielilt sich von ihreni eigenen 
Standpunkte ? Welclie Bedingungen soll die Militárgrenze an 
ilire Provinzialisirung knüpfen? Welches ist im Allgemeinen 
dér correcte Weg zűr Lösung dér Militárgrenz-Frage?

Dicse Fragen kurz und biindig zu beantworten, hat sich 
derVerfasser dieser Schrift zűr Aufgahe gestellt. Wenn seine 
ívohlmeinenden Ausfülirungen auch nicht Jederniaiin rnunden 
sollten, so dürften sie dennoch geoignet sein, in das Cliaos 
nehelhafter Ideen und Tendenzen rücksichtlich dér Militar- 
grenz-Provinzialisirung einiges Lidit zu bringen, über die 
Bedeutung dieser Frage einen Aufscliluss zu gébén, den festen 
Bódén des positiven Rechtes, den einzig und alléin correcten, 
gesetzlichen Weg zűr Lösung dieser Frage blosszulegen.

DerYerfasser glaubt nur durch eine freimüthige Sprache 
nach allén Richtungen hin, die Ungarn nicht ausgenommen, 
zu nützen. Er vili Missgriífe und Unlieil verhiiten. Wird 
er aber hie und da bittér, berührt er blutende Wunden, so 
thut er es nur, uin das rechte Heilmittel anzudeuten. Mán 
schreibe diess seiner Liebe znin Reclit, seinem Hasse gégén 
das Unrecht, die Tyrannei, die sich unter dér Maske dér Frei- 
lieit verbirgt, seiner heiligenUeberzeugung von dér aussersten 
Schadliclikeit des schei'nconstitutionellenAbsolutisnius in cinem 
constitutionellen Staate zu, dér nie und nirgends — Zeuge 
dessen die Weltgescliichte — ohne Unlieil geendet hat.



I.
„I)a sie ihn aber gekreuziget  hat ten,  the i l teu sie 

seine Kleider ,  und warfen das Loos darum, auf dass 
erfül let  wíirde, das da gesagfc ist durch den Propheten : 
Sie habén meine Kleider  unter  sich ge th e i le t ,  und über
mein Gewand liaben sie das Loos geworfen.------ Andern
hat  er geholfeu, uud kann ihm selber  nicht  helfen." 
Matli. 27, :35—42.

Dieso biblisclien Worte fallen uns unwillkürlich ein, w enn 
wir die gegonwartige Lage des Kaiserstaates, und insbesondere 
die jotzige Phase dér Militürgrenzfrage betrachten, wo nicht nur 
über das Schicksal einiger Bezirke, sondern im Grundsatze über 
das dér ganzon l 1/̂  Millión zahlenden Grenzbevölkerung ent- 
schieden werden soll. Auch dieser neue zum Spoliationsobject 
dér Helfersholfer eines modernen ungarischen Pilátus gewordene 
Martyrer hat öfters „andern gébolfen, und kann ihm sel­
ber nicht  helfen.“

Alléin was ist daran? Die Militárgrenze hat ja trotz dér 
bekannten Ueberlastung mit dér Blutsteuer zu Zwecken des 
Gesammtstaates, nach dem liechtsgutachten eines Beichsraths- 
Politikers doch nur „ívie Andoré ihre Pflicht getlian" — weiter 
niclits, und dass dér Mohr seine Schuldigkeit thun durfte, ist für 
ihn des Lolines gémig. Weil aber die Grenze sich selbst nicht 
helfen konnte, so wollen ihr nun ihre neuen Freundo in Pest- 
Ofen in dér Weise helfen, indem sie selbe successive entwaifnen, 
und sie wehrlos an das ungarische Kreuz schlagen.

Auch hier spielen die Silberlinge eine grosse Kolle; alléin 
es sind nicht etwa ihrer bloss dreissig, soudern etvva dreissig MiP 
lionen, welclie die Grenzauflosungsfrage so plötzlich in Fluss 
bringen, die sonst ein unuahbares „noli me tangere" aller
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Regierungskreise war. Dér grime Waldermantel des armen Grenz- 
volkes, das einzige, aber freilieh werthvolle Out desselben ist das 
Hauptobject, um das nun das Loos geworfen wird, dér wunder- 
thatige Magnet, welcher die Fiugerspitzen dér Politiker in Ungarn 
so sebr in krampfhafte Bewegung versetzt.

Die vöm Reichsknegsminister beabsiclitigte Yerwerthung dér 
Militárgrenzwaldungen z\u- Vevbessenmg dér Comnnmicatioiien 
des Landes zog die Aufmerksamkeit dér uugarischen Politiker und 
Goldgraber auf dió Waldschátze dér Militárgrenze; und es ist 
natürlich, dass bei den Ungarn dér Wiinscb nacli ilxrem baldig- 
sten Besitze rege wurde. Soí'ort niussteu allé Minen springen. 
Eine Sturmpetition in Glacé-Handscliulieii, mit den sammtlicheu 
Ministor-Portefeuilles in den Hiúidén, untcr dcm Vorwande, dass 
allé Geigen vöm Ilimmel Doák’s lieruiitcrstürzen, wenn die Militár­
grenze niolit bald entwatl'net und provinzialisirt, d. i. dér ungari- 
schen Yonnundscliaft überliefert wird, war das Hittel, die Auf- 
stellung eines principiellen Prácedens fúr dió Grenzfrage zu Guu- 
sten Uugarns zu bewirken. — Ein langst bekannter Modus in 
Ungarn die Lösung brennender politischer Eragen im Goiste dér 
magyarischeu politischen Allűrén zu escamotiren.

Auf diesen neuen Coup de main, dér olme jcde Rücksicht 
auf die Wftnsclie des Landes im Momente, ausgefiilirt wurde, und 
dér unwillkörlich an das Jahr 1S48 erinnert, ist maii auch an 
dér „blauen l)onau“ unterlialb des Blocksberges umsomehr stolz, 
als mán noch bei doni kurz zuvor stattgefundeuen Delegaiionen- 
Hofdiner in Wien aus gewissen olympischen Anzeiclien an diesen 
Erfolg selbst nicht recht glauben konnte. Alléin es galt ein liolies 
Ziel, und zwar:

1. dem gemeinsamen Kriegsminister einen l’rügel vor die 
Füsse zu werfen, über den or stolpcrn mnsste, um die Schatze 
dér Militárgrenzwaldungen ungeschoreu, und für die „imgarisehe 
Schatzkammer“ disponibel zu erbalten, im Gegensatze zu den in 
Ungarn herrschouden Ansichten, wornach ungarische Staats- 
domauen nur ungarisches Landeseigentlium sein können. Es 
geschali dem Reichsknegsminister aber Recht, wenn es wahr ist, 
was ihm die bőse Welt in Ungarn naclisagt, dass er zűr succes- 
iven Provinzialisirung dér Grenze desshalb zugestimint hat, damitö
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die ungarische Delegation sein Budget ívei passiren lásst, was wir 
aber darcliaus niclit glauben wollen;

2. die Militárgrenze zu entwafTnen, um das drohende 
Damokles-Schwert zu besoitigen, das die vittorliclien magyarischen 
Politiker niclit miiig schlafen liess, und um die Grenzc sensiui 
sine sensu in die Unmögliclikeit zu versetzen, sicli den ungarischen 
Verwaltigungen im gesetzliclien Wege oder mit Gewalt zu ent- 
zielien, oder gar wie 1848 etwa zu Gunsten einer antiseparatisti- 
sclien Politik zu interveniren;

3. dem vöm octroirten Agramer Landtage votirteu Pseudo- 
Ausgleiche die Krone aufzusetzen, imlcm mán denselben still- 
sclnveigend auch auf die Militargrenze ausdehut, welclie ohne 
Befragen um ihr Auhasionsvotum solchergestalt iu den Landtag 
durcli die Hinterthür eingeschmuggelt werden soll;

4. durcli ein erwünschtes Fait accompli dér ungarischen 
Opposition auf eine AVeile den Mund zu stopfen, dér olmmüch- 
tigen Wiener Regierung ein Priivenire zu spielen, das eigene 
Uebergewiclit documentirend, da selbe nieht iibel Lust liatte, in 
dér Grenzfrage zu interveniren.

Die ürsaclie, wesshalb die ganze Militürgrenz-Organisation 
niclit gleiclizeitig, sondern nur successive aufgelöst werden soll, 
liegt nieht klar vor. Denn ist sic eine Wohlthat oder niclit, so 
ist kein Grund dazu, den einen Tlieil dér dortigen Bevölkerung 
diessfalls zu bevorzugeu, den andern zurückzusetzen. Wir suehten 
den waluen Grund zu dieser successiveu Operation mit dér Grenz- 
Artiscboke darin, weil dér ungarische Staatsmagen solche, dér 
daran haftendeii spitzigen Dinge wegen, die Bajonnette heissen, 
auf einmal niclit leiclit verdauen köunte, und glaubeii uns diess­
falls niclit zu irren. Alléin magyarischo Oppositions-Journale 
gébén an, dass es aus reiner „KrUinerpolitik* geschah, daniit 
namlicli bői dieser successiveu Grenzauíiösung die Rectifizirung 
des Quotensckliissels bezüglicB dér Ausgleichs-Percente niclit gleich, 
sondern ersfc seiuer Zeit stattfinde, vvodurch sicli ein Profitokén 
auf Seite Trans- gegenüber Cisleithaniens ergibt.

Darüber gewaltiger Lárm in Cisleithaniens pseudo-liberalen 
Láger. Ein gellendes „bis liieber und niclit weiter“ liess sich 
von dórt vernebmen. Alléin es war diess nur dér Sturm in einem

l*
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Glase Wasser, nur dazu dienend, um die ungarische Annectirungs- 
wuth zu potenciren, die Entscheidnng zu beschleunigen.

Und siehe da, als diess Alles theils geschehen, theils einge- 
leitet war, da sckrnmpfte plötzlich die ganze Grenzfrage in Cis- 
leithaniens pseudo-liberalem Láger, unter den Hiúdén politischer 
Kleinkrámer auch zum meskinen Objecte eines Geldschachers um 
den Nachlass einiger Procente im Ausgleichsbudget zusammen, 
und dabei wird es auch in diesen Kreiscn bleiben; denn für den 
Ernst, und die Bedeutung dér Grenzfrage Itat mán bisher weder 
in dér deutsch-liberalen Presse, noch im lteichsrathe jemals ein 
rechtes Verstandniss gehabt.

Alsó Schacber- und Krámerpolitik auf dér ganzen Opera- 
tionslinie! Darum lieisst es auch nuu in dér Grenze: „Wir wer- 
den an Ungarn verkauft, nur ist maii noch iiber den Kaufschil- 
ling nicht einig.“

Mán will alsó in Ungarn allén Ernstes die constitutionelle 
Beglückung dér Militílrgrenze damit beginneu, dass mán ihre 
Wiilder zu Gunsten dér „ungarischen Schatzkammer" confiscirt, 
und den Kriegsminister hiúdért die überstandigen Báume zu pro- 
ductiven Zwecken dér Grenzliinder selbst, zum Baue von Eisen- 
bahnen, Strassen, Caualen etc. zu verwerthen, so wie damit, dass 
mán auch gegemviirtig im wichtigsten für die Zukuuffc elér Grenz- 
bevölkerung entscheideuden Momente ihror Mündigkeits-Erkliirung, 
wo jede Vormundschaft ein Ende nelimon soll, dér Militárgrenze 
ihr bisher vorenthaltenes politisches Yermögen nicht pflichtgemass 
sogleich unverkürzt einautwortet, sie an die freie Ausübung ihrer 
politischen liechte und selbstthiitige Ausnützung ihrer Kriifte nicht 
anweiset, sondern dieses Stiefkind dér Politik seit Jahrlmnderten, 
kraft eines neuen unberechtigten obervormundschaftlichen Belie- 
bens, in die Zwangsjacke einer aufgedruugenen politischen Éhe, 
auf Grund dér bereits zwischen Andern zu Standé gekommenen 
Ehepacten steckt.

Das ist es nun, und insbesondere die für das Grenzvolk 
nachtheilbringende, Í-Iintergedanken dér ungarischen Politiker ver- 
rathende successive Auflösung dér Militürgrenze, was dieser in 
Aussicht genommenen Massregel keineswegs den Stempel dér 
Befriedigung, sondern jenen entschiedener Unzufriedenheit auf- 
drückt.
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Zűr Beschönigung dieses Verfahrens .fiit dér stückweisen 
Auflösung dér Militárgrenz-Organisation, und ihrer stillschweigen- 
den Einsteckung in die Zwangsjacke des enváhnten Ausgleichs 
olme vorangegangene principielle Yerhandlung dér Frage durch 
die Grenzvertretung, (welches Verfahren im Lande als erniedri- 
gend und inconstitutionell bezeichuet wird), wisseu die ungarischen 
Politiker nichts anderes anzuführen, als die „lmlbwilde" Cultur- 
stufe dér „UskokeiV-Grenz-Regimenter — welche sonderbare, 
undiplomatische und unpolitische Benennung an und für sich 
ciné Beleidigung des Grenzvolkes, durchaus unbegriindet ist. Sie 
beweist nur, dass dieso Politiker und Beglücker dér Militárgrenze 
von ihr gar koinen Begriff habén; demi diese Benennung passt 
viel besser auf die magyarischcn Uskoken (Ueberláufer) aus Russ- 
land, woher dieses ausenváhlte transleithaniscbe Yolk in das cul- 
tivirte slavisclie Pannonién kain, als auf die Grenzer, welche ver- 
möge ihrer herrlichen Naturanlagen, ihrer im bewegten militari- 
schen Berufe erworbenen Elasticitát des Geistes und Bekannt- 
schaft mit anderen cultivirten Völkern, geistig bei weitem vorge- 
schrittener und unterrichteter sind, als es die Bewohner dér 
ungarischen Pusten sein könneii, olme dass ihre bekannte kaum 
zahm zu nennendc Culturstufe cinen Grund zűr politischen 
Excommunication bildet. Sie sind eben Mitglieder des ausenváhl- 
ten Volkes, und keine Paria des Magyarország.

Dass aber die ungarischen Salonhelden die eiserne Uskoken- 
braut trotz ihres angeblich „halbwilden* Culturzustandes nur 
dann umannen wollen, wenn es ihnen gelingt, ihr den fatálén 
ehernen Gftrtel auf constitutionell unmoralischen, politisch uner- 
laubten Wegen zu lösen, scheint eher alles, als ihre ritterliche 
Courage zu verrathen. Die Braut aber merkt die unredliche 
Absicht und wird verstimmt.

Die dér Militárgrenze zűr Verfügung stehenden öflentlichen 
Organe begegnen sich nun insgesammt in dér Ansicht: dass die 
Militárgrenz-Bevölkerung zwar nicht principiell gégén die Ent- 
militarisirung dér Grenzbezirke sei, sondern dass sie dabei nur 
das inconstitutionelle und stückvveise Verfahren perhorrescirt, weil 
das Volk sieht, wie mán nun in den betreffenden Mutterlándern 
mit den Croaten, Serben und Románén verfáhrt; wie die Gesetz- 
gebung und Regierung im dreieinigen Königreiclie in die Haude
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dér magyariseh-Pbsinnten Feudal-Aristokratie und dér Ttaloinauen 
in Fiume und in Dalmatáén überliefert, jeder slavischo Patriot 
schon als solchcr und als Freund Oesterreichs verfolgt wird; wie 
nur politische und nationale Ronegaten fül* ihre Servilitát belohnt, 
toraié Patriótán aber für ihre aufopferungsvolle Hingebung an 
die lnteressen des kaisorlich-königlichen Thrones und des Gesammt- 
vaterlandes mit tiarbariscber Strengo gestraft, dér Privatracdio 
ilirer politiscben Gegner überliefert werden; weil mán es end- 
lich eínsieht, dass die unbedingte successive Provinzialisirung dór 
Grenze nichts anderes bedeutet, als die Verset/,ung dér jungen 
Pflanze des ungarisch-croatischen Scheinconstitutionalismus auch 
in die Militargrenze, die Uebersohwemmung derselben mit einem 
Heere verkommener Subjecte, welche als Wachter dér neuen Olier- 
herrlichkeit und als Spione dér ungarischen Gewalthaber in’s 
Land kamen.

Desshalb, und weil die ungarischo Regierung unkluger- 
weise die ehrwürdige Banalwürde ganz widerrechtlich ihrer altén 
Autoritat entkleidet, daraus eine Karrikatur gemacht, sie, wie 
bisher nocli nicht dagewesen, nur auf das Provinzialgebiet von 
Croatien und Slavomen beschrünkt, den Banus, diesen gesetzlicben 
Vice-König des dreioinigen Königreiches, zum Beamten des 
ungarischen Ministeriums erniedrigt hat: gelüstet es dér einem 
ungewissen Schicksale preisgegebenen Militargrenze im Augen- 
blicke nicht nach dér unbedingten Provinzialisirung, ohne dass 
sicli die dortige Bevölkerung dagegen stemmen wiirde, wenn in 
den Mutterlandern vollkommen gesetzliche Zustiinde wiederkehren.

Desshalb hört mán auch aus dér Militargrenze den selbst- 
bewussten, lantén liuf nach dem freien, cons t i tu t ionell en  
Selbstbest immungsrechte,  welcher in einem Bechtsstaate 
nicht überhört werden darf. Grund genug, um bei dér Provin­
zialisirung dér Grenze mit dér grössten Umsicht vorzugehen.

Alléin diesem Rufe entgegen wurde bei Publication dér 
betreffenden Verordnung, von Seite dér Regierungsorgane dem 
Grenzvolke das fást unglaubliche Verbot eingeschárft, die Grenz- 
auflösungs-Verordnung „ zu discutiren, oder irgend welches Wort 
unter strengster Strafe darüber zu sprechen, Bittschriften dem 
Herrscher oder sonst Jemandem zu unterbreiten, da sie nicht im 
geringsten erliőrt werden; endlich würden gar keine Deputationen
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íuis dér Grenze angenommen werden." Wir wollen nun seben, 
iuwieferne ein solches den ungarischen Einfluss deutlich verrathen- 
des liartes Verfahren dér betreffenden liegierungsorgane mit dem 
gesetzlichen Standé dér Dinge im Einklange stelit?

Dór Kaiser hat mit dem Iíandschreibeii vöm 19. August 
1809 die Austragung dér zűr entsprechenden Durchführung dér 
erwahnten Massregel nöthigon Vorlagen auf den verfassungsmás- 
sigen Weg venviesen. Welches ist altér dieser ver fassungs- 
mássige, rechtscontinuative Weg fiir die Mili targrenze?

Die Beautwortung dieser Frage kann unserer Ansicht nach 
keineswegs parallel mit den Ansichten unserer sebeinconstitutionel- 
len Politiker gelien, nacli dérén Absicliten die tapferc Militar­
grenze nichts anderes zu tlmn hátié, als ihre constitutionelle 
Bagage auf den hereits eingespannten Staatswagen des angeblich 
fertigen ungarischen Ausgleichs aufzuladen, und damit in das 
alléin seligmacliende Elysium des Magyarorszag im Galoppschritt 
einzurnarschiven; alles nun auf Gommando dér scheinconstitu- 
tionellen Dictatoren, wie Itisher auf jenes dér militarischen Vor- 
gesetzten.

Dér rechtscontinuirliche Anknüpfungspunkt tűr den Con- 
stitutionalismus dér Militargrenze ist aber, unserer Ansicht nach, 
nirgends sonst zu snchen, als im October-Diplome, und mit- 
telst desselben in dér Verfassung dér betreflenden Mutterlánder; 
aber wohlgemerkt, in dér letzteren Rechtsquelle nur insoferne, als 
daselbst die gesetzliche Rechtscontinuitát durch die gesctzliche 
Volksvertretung aufrecht elhaltén, und nicht durch die Willkiir 
in Gestalt octroirter Wahlordnungen und íictivcr Lamltagsmajori- 
taten unterbrochen wurdo.

Denn das October-Diplom wurde ja auch für die 
Mili targrenze erlassen. Die Krone hat sich schon dadurch auch 
dortselhst mit Ausnahme dér rein militarischen Angelegenheiteu 
dér absolutistischen Regierungs- und Gesetzgebungsrechte begeben. 
Vöm Augenblicke dér Publication dioses Diploms besteht dér 
Absolutismus de jure auch in dér Militargrenze nicht, und 
die Rcgierung ist daher nicht befugt, die Krone zum Deckman- 
tel absolutistischer und hegemonistischer Velleitáten zu miss- 
brauchen, sie zu einseitigen, inconstitutionellen Massregeln, zűr 
förmlichen Contumazirung dér Grenzbevölkerung rücksichtlich ihrer
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politisclien Ke eh te aucli uoch iu deni Augenblicke zu veranlassen, 
wo die Grenze eben ihr eonstitutionclles Recht auszuiiben begin- 
nen soll. Das wáre denn doch selbst für unsere constitutionelleu 
Dschingischano etwas zu viel dér Vergewaltigung und dér con- 
stitutionellen Falschmüuzerei.

Nmi kommen wir auf die zwei dunklen Punkte im Cou- 
stitutionalismus Oesterreich-Ungarns zu spreciien, die wirklich 
charakteristisch sind, für deu Ernst und die Gewissenhaftig- 
keit unserer Politiker und Parlamenté rticksichtlich des über den 
giüneu Klec selbstbelobten östcrreichisch-ungarischen Liberalis- 
mus und Constitutionalismus: die bisherige Ausschliessung 
dér Mil i tá rgrenze von den Wohl thaten  dér Consti tut ion 
trotz des October-Diploms selbst.

Was den ersten dunklen Punkt, am constitutionelleu Him- 
mel Oesterreichs namlich, anbelangt, so ist es nur aus den 
geheimen Transactionen zwischen dér Regierung und den Cori- 
pháen des Reicbsrathes zu Zeiteu Sehmerlings, aus purer Con- 
nivenz nach oben, in Itücksicht auf gewisse Concessionen, erklar- 
lich, wie es kömmé, dass ausser dem Abgeordneten Dr. Tornán, 
keine Seele im Eeiclisratho sich fand, nm an die Aufstellung 
eines Inventars über das reichsrathliche parlamentarische Ver- 
mögen mit Hinblick auf das massgebende Soll im October- 
Diplom, gegeniiber des wirklichen passiven Habens im Pebruar- 
patente zu gehen. Denn die Liicke im letzteren, wornach die 
Militargrenze weder direct noch indirect in den Reichsratli bé­
rűién war, ist gegenüber des October-Diploms so auffallend, dass 
sie nicht anders als absichtlich übersehen werden konnte.

Das Nichtbeachten diesel- Liicke von Seite des Reicbsrathes 
war ein politischer Fehler, dér sich an den kurzsichtigen Politikern 
racht, welche uneingedenk des weisen Satzes: „Principiis obsta“ 
— sich so leicht des páriám cntarischen Hausrechtes bezüglicb 
dér Militargrenze begaben, und dadurch ein Element ganz aus­
ser dér constistutionellen Macbtspháre des Reichsrathes liessen, 
dessen Ausnützung damals vielleicht von hohem Werthe ge- 
wesen ware.

Diese laxe Praxis des Reichsrathes bezüglich des Constitu­
tionalismus dér Militargrenze, besonders aber das geringsehatzende 
enehmen vieler Abgeordneter gelegenheitlich dér Tornán’seben
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Antragstelluug *), konnte niclit anders als alles Vertrauen gegen- 
übcr des Reichsrathes in den betreffenden Lándern a priori 
untorgraben. Hatte mán dazumal die Militargrenze aucli ernstlich 
in den Kreis dér reichsráthlichen Berechnungen gezogen, dem 
dreieinigen Königreiche nnr eine kleine Brflcke zűr Vereinbarung 
gégében, und niclit mit unbegreiflichem St amin ne unbedingte 
Unterwerfung unter das Februarpatent gefordert, die Dinge stiin- 
den lieut anders. Nun ist es freilich zu spat von cisleithanischen 
reichsunmittelbaren Kechtsanspriiclien an die Militargrenze zu 
leden. Wo ivar denn diese Afterweisheit damals, als mán durcli 
die blosse Ausübung einer lieiligen constitutionelleu rflicht dér 
Militargrenze nützen, und ihr beweisen konnte, dass ihr Wobl 
und Wehe aucli dem Reichsrathe am Herzen liegt, indem mán 
einfach auch in dieser Riclitung das Octoberdiplom zűr Wahr- 
heit machte?

Die Principlosigkeit und Inconsequenz beziiglicb dér consti- 
tutionellen Behandhing dér Militargrenze übertrifft allé Vorstel- 
lung. Denn, wenngleich derselben, im Gegensatze zum October- 
diplom, durch die Február-Vei fassimg im Reichsrathe gar keine 
Stelle angewiesen worden war, so fand mán es dennoch für gut, 
die Deputirten aus dér kroatisch-slavoniscben Militargrenze im 
Jahre 18G1 im einfachen administrativen AVege zűr Verhandlung 
dér staatsrechtlichen Fragen in den Landtag zu Agram zu com- 
inandiren, ohne dass deshalb die Zahl dér dortlandischen Reichs­
rathe bezüglich dér Grenze erhöht worden ware. Aber auch be- 
ziiglich dér PJinberufung dér Grenzdeputirten aus dér slavoniseben 
Grenze spielte die Willkür ihre Rolle, da die Deputirten des 
auch zu Slavonien gehörigen Peterwardeiner Regimentsbezirkes 
zu dieser Landtagsverhandlung nicht einberufen wurden; dér ba- 
natischen Grenze nicht zu gedenken, um welche sich sc-heinbar 
weder die ungarische Regierung, nocli dér ungarische Reichstag 
bekiimmerte, trotzdem mán so sehr auf dér Integritat des Lan- 
des und des Reichstages bestand, und trotzdem die Yertretung 
dér Militargrenze in den 1848-er Gesetzen, aber aucli nur de nobis

*) Es war seinerzeit zu lesen, wie maii Toman’s Rede vor zu lauten Discur- 
sen dér Reichsrathe kaum hőren konnte, und wie ihrer sehr viele den 
Sitzungssaal verhessen.
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sine nobis ausdrücklich verordnet erscheint. Es handelto sich da 
freílich nur um „halbvvilde Uskoken“, wobei mán über etliche 
Paragraphe des so heilig gehaltenen ungarischen 1848-er Korans 
ein constitutionelles Auge zudrücken konnte, bis nicht gelegenere 
Zeit kam.

Dér zweite dér erwiihnten dunklen l’unkte liegt hingegen 
in gleicher Richtung im Zenitbe dér ungarischen politischen 
Constellation, im Zeichen des croatischen Pseudo-Ausgleichs, zu 
welchem die croatisch-slavonische Militargronze unter nichtigen 
Vorwünden gar nicht eingeladen wurde. Da war es auch nicht 
opportun, eonstitntionell zu handeln! — Aber auch diese poli- 
tische Sünde rácht sicli, denn hatte mán die seit 1848 geiibte 
Wahlordnung für den Agvamor Landtag unangetastet gelassen, 
oder die neue vöm letzten gesetzliclien Landtago im Jalire 1865 
boschlossene bestütigt, statt eine dritte zu octroiren, so ware dér 
Ausgleich mit Ungarn nicht so wie es geschah, ausgefallen, dass 
dem magyarischen Einflusse in Croatien und Slavonien allé Schleus- 
sen offen bleiben; dabei wiire aber bei einigor Dilligkeit von un- 
ganjecher Scite dér Ausgleich in einer legalen und unantastbaren 
Weise zu Standé gekommen, und die Grenzfrage nun keine neue 
Verlegenheit für eine Regiemig, die nicht vollends den constitu- 
tionellen Psanccn den Riicken kehien vvill. So ist aber auch 
nun gégén die ungarische Politik dnrch die willkürliche Aus- 
schliessung dór Wilitargrenze von den Wohlthaten des Constitu- 
tionalismus, und noch mehr durcli die Art und Weise dér ange- 
strebten Auflösung dér Militargrenz-Organisation, das Misstrauen 
neuerdings in bohém Grade envaclit.

Am Agramer Landtage wurde dér Uesetzartikel 42 vöm 
Jahre 1861 unter  Mitwirkung dér erwáhnten ad hoc berufe- 
nen Grenzdeputirten geschaffen, und die principielle Unabhangig- 
keit des dreieinigen Königreiclies (nebst dér zugehörigen Militár- 
grenze) von Ungarn, vorbehaltlich freiwillignr Union, proclamirt. 
Derselbe von Seite dér Krone optima forma sanctionirte Gesetz- 
artikel wurde jecloch durch die ungarische Regiemig mittelst des 
neuen, anf octroirter Hasis zusammengesetzten Landtages im 
Wege des sogenannten, ohne Mitwirkung dér Militiirgrenz- 
Deputirten zu Standé gelirachten Ausgleicbs einfach beseitigt. 
Nun sollen aber diese, dev Weihe einer recktscontinuirlichen Le-
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gali tat vollstündig cntbelirenden Ausglcichsgesetze dennoch suc- 
cesive und st i l lschweigcnd ancli anf das Militargrenz-Gebiet 
ausgedehnt werden. Gráf Amlrassy wird sich wahrscheinliclr so 
wie dér berühmte orientalische Prophet denken: Wenn dér Berg 
zu Maliomed nicht kominen will, so muss Mahomed zum Berge 
gehen. Das ist aber ein constitutioneller babilonischer Tliurmbau, 
und ihr sollet euch nicht wundern, wenn euer Work über die 
Naclit cinstürzt.

Es sind daher niclit blos die Ausgleicbsgesetze zwischen 
Ungarn und Croatien-Slavonien, sondern auch jene zwischen 
Ungarn - Ocsterreick,  ohne const i tut ionelle  Interveni-  
rung dér Mili targrenze zu Standé gekommen, wenngleich 
die letztere ein positives, sowohl aus dem Octoberdiplom, 
als aus dér betreffenden Landesverfassung f l iessendcs, 
unbezweifeltes Recht liatte, liiebei mitzuwirken.

Dér gesammten Militargrenze sind somit naeh allén consti- 
tutionellen Richtungen hin die Hande frei, uud Niemanden kann 
es befremden, wenn sie den Fádén ihrer Rechtscontinuitilt nun dórt 
aufnimmt, wo er abgerissen wurde, námlich uumittelbar beim 
Octoberdiplom, und bezüglich dér eilf croatisch-slavonischen Grenz- 
Regimenter bei dem erwahnten Gesetzartikel 42 vöm Jahre 1861.

Das mit dér Militargrenze beabsichtigte summarische Ver- 
fahren ist daher ein ungesetzliclies, inconstitutionelles, denn die­
selbe hat ein verbrieftes Recht darauf, nicht anders als constitu- 
tionell behaudelt zu werden.

Diese erwabnten zwei Gesetze bildeu die rechts-  
continuativen Ausgangspuncte für den Consti tut iona- 
lismus dér Mili targrenze,  ihre politische Rechtsbasis, ilire 
„magna charta". Mit Hinblick hierauf kann jeder Grenzer geltend 
machen: Nach diesev unwiderruflichen, auch für die Militargrenze
„giltigen Rechtsbasis hatten wir Grenzer ein unbezweifeltes Recht 
„auf constitutionelle Mitwirkung bei euren Ausgleichs-Verhand- 
,lungen. Ihr habt aber dieses unser verbrieftes Recht ignorirt, 
„daher ignoriren wir eure Ausgleiche, und wollen uns diesfalls 
„ganz selbststándig aussprechen, wenn wir in gesetzlicher Art 
„und IVeise im IVege unserer dermaligen obersten Ccntralstelle, 
„vöm Reichs-Kriegsministerium, hiezu aufgoíbrdert werden." — 
Tu l’a voulu, George Dandin!
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So behandelte mán in Oesterreich-lTngarn die Militiirgrenze 
von Seite angeblich constitutioneller, verantwortliclier Regierungen, 
Ist sich da über die Früchte einev Taktik zu Avundoru, Avelche 
die constitutionelle Gereclitigkeit mit so ganz verschiedenom Masso 
misst, mit einem hyperliberalen, radicalen, himmelstürmonden, 
angstlich rechtscontinuativen, nnd mit einem echt absolutistischen, 
ungesetzlichen, reactionaren ?

An diesem einen Fádén unserer eonstitutionellea Misiire 
seben wir genan den Geist, von welebem unser Constitutionalis- 
mus behervscht Avird, nnd von Avelchem nicht nur die Tendenzen 
bezüglicb dér Militargrenze, sondern auch im Allgemeinen jene 
in den übrigen Reicben und Lándern des Iíaiserstaates beseelt 
sind. Ex uugue leonem.

Es Avird indessen auch zum vorliegenden ZAvecke nützlich 
sóin, den Constitutionalisinus in Rücksicbt auf die übrigen König- 
reiche und Liinder in Oesterreich-lTngarn einer eingehenden Be- 
leuchtung zu unterzieben, ura daraus die allgemeinen Anhalts- 
punkte zu abstrabiren, welebe fftr die Beurtheilung dér Grenz- 
frage massgebend sind. Wir Averden demnacb in nachstehendem 
den Fádén unserer Aveiteren Besprecbung dér Miütargrenzfrage 
mit jener dér Untersucbung unserer gesammtstaatlichen Wirren 
vereinigen.

Als dér Kaiser im Octoberdiplome im Angesichte dér Welt 
beilaufig das nachstehende erklarte: „Da ich die NothAvendigkeit 
„einer TheiUmg meiner bisberigen absoluten Machtvollkommen- 
„heit einsehe, so werde ich hinfort nur im Einverstandnisse mit 
„dér Volksvertretung Gesetze geben“ — da konnte mán biliig 
erAvarten, dass eine erleuchtete Regierung sich beeilen Averde, 
dicse neue Staatsform in geAvissenhafter Weise in’s Werk setzend, 
solche Einleitungen zu treffen, die geeignet sind, den Avahren 
Willen dér wirklichen Majoritat dér Völker keimen zu lemen, 
Avas aber nur durch eine echt liberale Politik, durch liberale, 
unparteische Wahlordnungen für die Landtage und das Central- 
Parlament ermöglicht Averden konnte. Es Avar mit einem Wort 
zu erwarteu, dass mán zűr Erforschung des Avahren Willens dér

II.
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Völker, und zűr Anbahnung einer Vereinbarung allcr Interessen 
eine auf vollkommen gleiclier Basis stekende Consti tuante ein- 
berufen, und dér Wille dieser Volksvertretung von Seite dér Re- 
gierung um jeden Preis respectirt werden würde. Benn des Vol- 
kes unverfálschte Síimmé isi Gottes Síimmé.

Ansíatí dessen ocíroirte mán, im offenbaren Widerspruche zu 
dem Octoberdiplome, eine Verfassung und Landtagswablordnungen, 
die nur eine Maschinerie zűr Fálschung des wahren Volkswillens 
in seiner wirklichen Majoritáí, zűr Unterdrückung dér Majoritüten 
durch künstliclie Minoritáién, zűr Negirung wohlerworbener Rechte 
genannt werden konnten; alles, mit Hinblick auf Parteizwecke in 
und ausserhalb den Reichsgrenzen, mit Hinblick auf inconstitutio- 
nelle Hintergcdanken. In Transleitkanien begann mán die neue 
A éra damit, dass mán die Comitatswirthschaft restaurirte, die kein 
verantwortliches Ministerium vertragon kann, und die mán sicli 
nnn um jeden Preis vöm Hals schaffőh will.

Als mán sah, dass mit dér Majorisirung aller Völker im 
alleinigen Zwecke dér Frankfurter Ideen, nnd im Sinne dér Theo- 
rie von Verwirkung dér Verfassung in Ungarn nicht aufzukom- 
men sei, nahm mán den Anlauf zu dér glücklicken Idee einer 
Vereinbarung dér Februarverfassung mit den wohler- 
worbenen Recliten und Anspriiclien dér einzelnen Lali­
dé r und Völker durch das Ministerium Gráf Belcredi. Alléin 
Belcredi, mehr Administrateur und Polizeimann als Staatsmanu, 
war in dér That dieser Rolle uiclit gewachsen, die einen Maiin 
erfordert liatte, welcher eine rein österreichische gesammtstaat- 
liclie, gegenüber dér einzelnen Nationalitátcn mehr neutrale Poli- 
tik z.u vertreten, dabei aber auch den Einfliissen dér politischen 
Cliqueu zu wiedersteken geeignet gewesen wáre. Er verfiel gleich 
im Anfange seiner Thatigkeit in die Netze des ungarischen Ein- 
flusses, und schwur béréi is damals hoch und theuer auf die Ein- 
sicht, die politische Traitabilitat und das conciliative Entgegen- 
kommen dér magyarischen Staatsmanner, wáhrend diese nur seine 
Pláne und seine schwachen Seiten sondirten, nnd daraus die 
Courage zűr Arbeit auf seinen Sturz schöpften. Bald wurde er 
bagatellisirt und bei Seite geschoben.

Den Slaven und Románén war aber Belcredi, die Bölimen 
nicht ausgenommen, niemals óin wahrer Freund, wenngleich es



14

böhmische Vertrauensadressen über ihn regnete, und in dér That 
war er gégén Niemanden misstrauischer als gégén die Böhmen. 
Zu seiner Zeit blülite raehr als je dér Wcizen dér Denunciatio- 
nen. Trotz seiner grossen staatsmánnischen Aufgabe hatte er 
noeb Zeit, sicli mit all’ dem odiosen Altweibergeschwátz dér ge­
béimen Polizei bis in die minutiösesten Personal-Angelegenlieiten 
hinab abzugeben, zumal ihn die gut bezalilten und die freiwilli- 
gen, sicli wiclitig und unentbehrlich machenden Agenten mit 
ihren staatrettenden Rapporten völlig überscliiitteten. Die Visio- 
nen von gefahrlichen, vveitverzweigten Revolutions-Comités ivarén 
an dér Tagesordnung, und es ist bekannt, wie damals eine Ente 
von einem förmliclien Notze czechischer Revolutionsvereine (!) 
in allén Stüdten Europas (!!) ausgeheckt wurdc.

Mit den magyarischen und deutschen Wortfülirern verkehrte 
Ilelcredi viel; mit den slavischen und romanischen dagegen hatte 
er nicht eiuen Augenblick an ernstliclie Unterhandlungen gedacht, 
sie vielmehr mit einer unglaublichen Geringschatzung behandelt, 
wemigleicb sie ihrn mindestens zűr Mflrbemachung dér Magyarén 
bebilflich sóin konnten.

Er sang indessen ihro Weisen und tanzto dón Csárdás so 
gut wie seine Nachfolger, alléin uur in einem otwas zu modera- 
teu Takte. Sie wollten aber sclmell fertig werden, was ilinen auch 
unter Rassbegleituug dér Kánonén von Sadowa vortrcfflich gelaug, 
und Ilelcredi, dér das Prestissimo ilires politisclnm Tanzes nicht 
erreichen konnte, musste sich plötzlich vöm Tanzboilen zuriick- 
zielien. Mit ihm wilre aber dcr Dualismus trotz allém, otwas spá- 
ter zwar, aber aucli sicher zu Standé gekommen. Scin Nachfolger 
vollendete nur mit kiihner Hardiesse das vielleicht unwillkürlicli 
begonnene, aber sicherlich gut gelörderte Werk Belcredi's.

Alit dem scheinconstitutionellen, seit 1SG1 in Wirksamkeit 
stelienden Apparate arbeiteto mán allseits immer zu Partéi-, nie 
zu wahren gesammtstaatliclien österreichisclicn Zwecken und In- 
teressen. Als mán aber sah, dass mit einer Partéi nicht aufzu- 
kommen ist, theilte mán das Gescháft oflen zwisclien zwei Par­
téién: die scheinliberale demokratische in Wien und scheinconsti- 
tutionelle, aristokratische in Pest-Ofen. Seither gídit es mit zwei 
Maschincrien, jedoch allé Tagé melír in divergirenden Riclitungen, 
in's Blaue hiúéin, zumal mittlerweile die Frankfurter Ideale



gegenstandslos geworden sind. Die dualistische Politik hat weder 
einen rechten deutschen, noch österreichischeu, sondern einen rein 
magyarischen Zweck.

Nun sehe mán sicli die Résül taté dieses Systems in dér 
Gesannntlage Oesterreich-Ungarns an:

Oes ter reich-Ungarn  ist dér goldene Ralimén geworden 
zűr Aufnahme dér deutsch-liberalen deniokratischen und dér ma- 
gyarisch-aristokratischen, scheinconstitutionellen Glorie, in dérén 
Hintergrunde sicli die enorme Majoritat dér übrigen Völkerschaf- 
ten dér Monarchie in schmachvoller Ignonimitat duciiéiul zu grup- 
piren hat. Diese Majoritat angeblich gleichberechtigter Staats- 
bürger sieht sicb dadurch beleidigt, und zurückgesetzt; denn es 
ist ein im Zeitalter des Auflebens aller Nationalitaten. und gar in 
einem so polyglotten Staate wie dér nnsorige, vollends unleidlicbes 
Princip dér Vorniundscbaft von Seite zweier die Minoritát des 
Reiehes bildenden Völkerscbaftcn über die Majoritat dér anderen, 
die Unterordnung aller unter die Familienpolitik dér zwei auser- 
wáhlten Natiouen ausgesproehen.

Die slavischen und romanischcu Natiouen in Böbmen, Mah- 
ren, Galizien, lírain, Untersteierniark, Kiirnten, im Küstenland, 
in Istrien, Görz, DalmatienJ Croatien, Slavonien, Nord- und Süd- 
Ungarn, Siebenbürgen, daun in dér Militargrenze, durcbwegs 
uuzufrieden mit dem politischen Standé dér Diuge; sie sind allé 
in moralischer, die meisten aucb in offeuer, passiver Opposition 
und Abstinenz, gegenüber dér dualistischen Verfassung, wie sie 
sicli nacb dem sogenannten Ausgleicbe lierausstellt. Die Militár- 
grenze, welclie im ,bilire 1848 und 1849 so unerhörte Beweise 
von Auíopfeiung’sfahigkeit und Anbánglicbkeit an den Thron und 
den Gesammtstaat gegeben hat, sieht sich dér Honvedpolitik ge- 
opfert, gégén welclie damals das Blut dér Grenze in Strömen floss.

Am auswartigen Horizonté des Reiehes schweben fórt und 
fórt politische Gewittorwolken, von denen mán nicht weiss, in 
welcher Richtung sie zielien, wo sie sicb entladen. Und docli 
suclit mán das Heil nicht in dér allgemeinen Zufriedenbeit aller 
Völker, sondern nur in den Armen dér Worthelden zweier Par­
téién, wahreud das dualistischen Oesterreich-Ungarn allén übri­
gen Völkerschaften als das Land dér nationalen Erniedrigung er- 
sebeint.



Die Umgestaltung des einheitlichen Staates in einen zwei- 
getheilten mit verschiedenen Central- und Schwerpunkten, wie 
dies niemals bestanden und in diesem Masse durch gar keinen 
wirklicli historisch und staatsrechtlich berechtigten Anspruch 
geboten erscheint, ist sclion deshalb verdachtig, weil solclie die 
Feinde Oesterreichs angerathen habén. Dér sogenannte Ausgleich 
über diese Zweitheiluug wurde nicht zwischen den waliren, voll- 
záhligen Volksvertretungen, sondern zwischen den Arrangeuren 
dér Theilung selbst abgeschlossen, dérén Cliquen aus dér Retorte 
eines ungemein kulin operirenden Macchiavellismus hervorgegangen, 
bei weitem nicht dér wahre Ausdruck dér eigentlicben Gesinnun- 
gen dér Majoritat dér Berölkerungen des Gesammtstaaates sind. 
Zeuge dessen die ungeheuero Opposition. Fülif Millionen Böhmen 
und Mahrer und 1 '/4 Millión Grenzer partizipireu in keinev Weise 
an dér Verfassung.

Dér sogenannte Ausgleich selbst wurde in einer dem selbst- 
geschafl'enen Parlamenté auferlegten „Zwangslage" gesclilossen; 
eine Vertheilung dér Staatslasten erziolt, nacli dem Belieben dér 
Ungarn in einein Verhiiltnisse, über das nur eine Stimme dér 
Unzufriedenlieit aul dér einen Seitc iierrscht, wahrend die andere 
nocli melír abzuwalzen, allé Fűden abzuschneiden sucht, welche 
dió zwei Hülften des Staates nocli hie und da mit schwachen 
Auslüufern ilirer bislierigen staatsrechtlichen Zusammengehörigkeit 
verbinden. Das unglücklicho Staalsschiff wird in entgegengesetzten 
Richtuugen gezerrt, bis nicht das schwacho Bánd dér Delegatio- 
nen reisst, das ohnediess niclits bedeutet, als dió Praponderanz 
und Dictatur Ungarns auch in Cisleithanien, wie dics die stumme 
Abstimmung im August 18H9 bewiesen hat.

Wer vermag da die historische, durch Jahrhunderte einge- 
lebte staatsrechtliche und Machtstellung dér deutsclien und slavi- 
sclien Erblande zu erkennen, welche nacli dem Wortlaute dér 
pragmatischen Sanction „untrennbar und unauflösbar mit- 
„einander und zugleich mit, dem Königreiclie Ungarn 
„und den damit verbundenen Landern,  Reichen und 
„Provinzen in den Besitz dér Throuerben üborgehen 
so 11 e n?“ In dér jetzigen Ausgleichsweise wurde damals nicht 

verfahren, als es sich darum handelte, die Adhasion dér Reiclie 
uud Liinder zűr pragmatischen Sanction zu gowinnen.
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Und wo ist die Garantie für die Aufrechthaltung auch dér 
dualistisclien Einlieit des Reiches? Etwa in dern Nothanker dér 
Delegationen, den Deák zurn einstweiligen Gebrauch erfand, bis 
nicht andere Hánde das Steuerruder ergreifen, um mit vollen 
Segeln in die iingarische Personalunion einzufahren? Etwa in dér 
Deákischen Partéi, die bereits in totaler Zersetzung begriifen, den 
Dnalismus olmebin nur als Uebergangsstadium zűr Personalunion 
ansiebt? Oder in dér ungarischen Opposition, welche die reine 
Persoualunion will? Vielleicht in dér ungarischen Honvedarmee, 
die nicht umliin könnte, als dér Oppositionslosung zu folgen? 
Oder endlich in dér deutsch-liberalen Partéi, die sclion langst 
isolirt dastelit, und mit einem Auge miudestens nacli Nord- 
deutsehland schielt? Es erübrigt nur noch die Gewalt, die in dér 
Reichsarmee besteht, welche aber eben durch diese dualisti- 
sclien Strömungen bis in ihre Grundfesten hinab erschüttert, 
durch die Honvedpolitik sich tief verletzt fiihlt. Dér Riss ist 
auch da grauenerregend. Es ist Thatsache, dass in den Militár- 
kaserneu ungarische Soldaten darüber politisiren, wienach Oester- 
reich den Ungarn nichts mehr anhabeu kaim, und es habén 
österreichisch gesinnte Soldaten ihre schwere Noth unter ihren 
ungarischen Kamerádén. Böhmische Soldaten habén unlangst aus 
ihren Garnisonsortén in Galizien Zustimmungs-Telegramme an 
die Chorypháen dér böhmischen Nation und böhmische Journalé 
in Wahlaiigelegenheiten gelangen lassen. Vielleicht ist die Allianz 
mit einem Cadaver wie die Tülkei, oder wie — — das Mittel 
dazu ?

Unser gemeinsames, durch die pragmatische Sanction von 
allén Völkern des Gesammtstaates anerkanntes Staatsrecht ist 
denn doch keine neue Erfindung. Wir leben ja schon Jahrhun- 
dorte láng unter dér gegenwürtigen Dynastie, und Oesterreich 
war bisher in dér ganzen Welt als ein einlieitliches Eeich, als 
eine europáische Grossmacht. bekannt. Wozu war es nöthig, ein 
neues Staatsrecht auf dem Papier zu schaffen, wenn wir ein 
lebendiges, mit Strömen des edelsten Dlutes aller Völker dér 
Monarchie bekráftigtes Staatsrecht habén, in dessen Rechtswirk- 
samkeit bis zu dem Zeitpuukte dér ungarischen Sturm- und 
Drangperiode von 1848 und 1800— 1809 kein vernflnftiger 
Mensch einen Zweifel setzte? Nun aber, wo das Kind unter

2
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seinem eigenen Namen bereits alt, in dér ganzen Welt bekannt 
und berflhmt geworden, musste es sogar eine Wiedertaufe sich 
gefallen lassen, und zu seinem altén rubin vollen einen neuen 
Namen annehmen.

VVir können dieses Ausgleichsverfahren nicht besser charak- 
terisiren, als mit dér Parabel von Eheleuten, welche nur aus An- 
lass liáuslicher douces querelles — zu einer Zeit, wo die goldene 
Hochzeit liingst sclion vorüber war — zűr Ervichtung eines Éhe - 
vertrages schreiten, den Madame recht pfiftig gleiclizeitig als 
Ehescheidung benützt, um dem Gemahl mit dem Ausgleich im 
Verháltiiisse von 70 : 3U die Augen auszuwischen. Nun laclit sie 
sicli in’s Fáustcben, nimmt síeli eine besoudere Wobnung, um un- 
gestört zu leben und — zu politisiren. Und dér alté Pantoffel- 
held lasst sich so was gefallen, trotzdcm dass er sie einst als 
verfolgte Fnscliuld au§ türkiscber Sklaverei rettete.

Es ist bezüglich dér dualistischen Gestaltung des Keiches 
zu beachten, dass es sich da keinesivegs blos um das Wohl und 
Wehe zweier Cliquen, sondern um die Zukunft unser a l l e r  
haudelt, die wir uns in eiaem gemeinschaftlichen politischen 
Haushalte eingelebt, ilim durcli Generationen u n s  e re  g a n z e  
K r a  f t, u n s e r  g e i s t i g e s u n d  m a t e r i e 11 e s Ka  p i- 
t a 1 anvertraut baljen. Nun geht es uns aber gleich den Aetio- 
náreu einer durcli das pritpotente múl imbereclitigte Gebahren 
ilirer Verwaltungsriithe bankrottirteu Gesellschaft, derén gemein- 
sames Actiencapital ilire Mandatare elme Kücksicbt auf den 
Widersprucli dér zum Theilimftacte nicht erschionenen, theilweise 
aucli nicht eingeladenen Majori tűt dér Gesellschaft unter sich ge- 
theilt habén, olme Kücksicbt auf die Vcrbiiulliclikeiteu dér Mit- 
glieder gégén dritte Porsoneff, sie selbst und ifire eigene Nach- 
kommenschaft.

Desshalb können wir uns aucli mit dér banaleu Phrase 
im Katechismus dér bölimischeu Politiker nicht einverstanden 
erklaren, als wemi es den Oisleitbanern, insbesondere aber den 
Bulimén gleichgiltig sein kömite, in welcliem Verlialtnisse Ungarn 
zu den cisleithanisehen Kronlánderii steht, wenn illír auch Böli- 
men dieselben Reclite wie Ungarn erbált. So kann maii nur dann 
reden, wenn Oesterreich als Gesammtstaat sclion allseits aufgege- 
ben ist, und es sicli blos darum haiulelt, uiisern Tlieil au Ver-
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mögen aus seiner Cridamasse zu retten. Böhmen kaim, wenn 
es zűr Anwendung seiner eigenen freien constitutionellen Kechte 
kömmt, schon mit Rücksicht auf die Beitragsquote zu den Reichs- 
finanzen den ungarischen Ausgleicli nicht oline weiters acceptiren.

Das alsó, was mán uns in dér uns aufgedrungenen „Zwangs- 
lage“ in sclieinconstitutioneller Form als Ausgleicli darbietet, ist 
niclits als ein Dictat des momentán Stárkern gegenüber des in 
einer Nothlage befindliclien Schwáchern, dér aber im Grunde docli 
dér Starkere ist. Ein solcher Ausgleicli gilt nur „bis auf weiters," 
und kann niemals als dér wirkliche, dauerude, moralische Aus- 
gleich zwisclien Gleichberechtigten angesehen werden. Selbst die 
Masse dér durcli unsere dualistischen Politikor scheinbar bevor- 
zugten Nationalitáten sielit schon gut ein, dass sie dadurch nur 
Unlieil, nur den Hass und den Kampf auf Tód und Leben mit 
in den verdácktigen Kauf erhalt.

Das Bedeukliche bei diesem dualistischen Verfahren ist aber:
1. dass die Krone selbst in ein Lidit versetzt wurde, als 

wenn an höchster Stello aucli die Erhaltung Oesterreichs als 
uumöglich anerkannt wird; als wenn die Position Wien ohne 
Schwertstreich aufgegeben worden wJlre, und es sich nur noch 
darum handeln würde, in Ungarn ein politisches verschanztes Láger 
zu errichten, wo bei dér bevorstehenden Deroute noch eine Zu- 
fiucht zu tinden sei. Wenn diess wirklich die Absicht ware, so 
köunte mán nur den schweren, kleinmüthigen Irrthum derjenigen 
beklagen, die da glauben, dass jene Elemente, welclie in einern 
solchen deplorablen Falle sich dér Situation in Ungarn bemách- 
tigen würdeii, noch irgend welchen Bespect vor historischen und 
dynastischen Rechten habén könuten;

2. dass sich allseits ein gefahrlicher politischer Indiflferentis- 
mus in Hinsicht auf den Fortbestand des österreichischen Gross- 
staates dér Gemütiier bemáchtiget. Wir habén es ja sogar in deii 
dér Regierung nahe stehenden Journalén gelesen, wie mán sich 
mit dér Hoffnung tröstet, dass „die preussischen Aspirationen im 
schlimmsten Falle au dér Leitha ihre Begrenzung fiúdén wür- 
den!“ Und au solchen schmachvollen, selbstmörderischen Pro- 
mmciamentos hatte weder die Regierung noch die Justiz etwas 
auszusetzen;

2*
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3. dass durch das Verfahren dér dualistischen Politiker in 
Transleithanien gégén allé diejenigen, welche mindestens bona 
fide in dér vormaligen „Zwangslage" (les líeiches mid dér Dynastie 
treue, aufopferungsvolle Dienste geleistet Iiatten, nunmehr liiefiir 
verfolgt, und dér Raclie ihver Gegner überliefert werden, mit 
denen sie nicht nur am politischen, sondern aucli am Felde dér 
Éhre, im Interessé dér regierenden Dynastie und dér Aufrecht- 
haltung des Gesammtstaates inanehen Strauss bestanden habén. 
Dieses furchtbare désaveu luitte mán schon dér dynastischen In­
teressel! ivegen in Bezug auf einzelne Persönlichkeiten jedenfalls 
vermeiden sollen; wie delin nicht aber in Bezug auf die Militar- 
grenze, welche denn doch nicht aus eigenem Antriebe, sondern 
auf Commando ihrer militiirischen Vorgesetzten gégén die unga- 
rische Honvedarmee gezogen ivar? Wir achten hoch die Geffthle 
des Vergessens und dér Versölmung, ivelche an massgebender 
Stelle walten; alléin die Begierung liatte bedenken sollen, dass 
sich dér Zweck auch erreichen liess, ölnie dass in den Herzen 
derjenigen, welche vor zwanzig Jahren ihr Blut für die damalige 
Politik vergossen habén, die Geffihle dér Beruhigung und des 
Stolzes, eine edle Pflicht erfüllt zu habén, völlig Lügen gestraft 
werden.

Ein das ethische Princip, die dynastischen Sympathien, den 
militarischen und patriotischen Geist untergrabendes Verfahren 
von Seite dér ungarisclien Driinger ivar es, sogar den Todten im 
Grabe die Lorbeeren ihrer Heldentliateii von den blutigen Háup- 
tern herabzureisscn, als iveim ihre Thaten, gelinde gesagt, nur in 
cinem verhangnissvollen Irrthum und nicht im lieiligsten Pflicht- 
gefühlc ausgeffthrt ívorden ivarén.

Die Militargrenze soll maii auf jeden Fali ivenigstens mit 
allém verschonen, ivas ihr im Eutferntcsten als eine Strafe fúr 
ihro loyale Aufopferuug im Jalirc 18-18 und 184U erscheinen 
könnte, iveim sie schon auf Belohnung lilngst verzichtet hat.

Es ist eine zu bekaimte Thatsache, dass das dualistische System 
in seiner dermaligen Gestalt Niemanden reclit befriediget, dass 
nicht einmal die Miinner, ivelclie ihre Haiul zu seiner Durchfiih- 
ruiig geboten habén, von seiner Ziveckdienlichkeit öberzeugt sind. 
Die Schöpfer und Meister erfasst scliou das Grauen vor ilirem 
Werke. Dass es so ist,, das kiinnet ihr aus dem Munde aller
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Völker Oesterreichs, von eueren Parlaments-Jtfilgliederu, euren 
Beamten und Thürsteheru vernelimen, an dérén unglaubigem 
Schmunzelu ihr Opportunitiitspolitik studiren könnet. Die Poli- 
tiker dér dualistischen Sclmle miissten in die Erde versinken, 
wenn sie wtissteu, mit wolchen Namen ihre Thaten im Volke 
bezeichnet werden.

Es ergreift den aufrichtigen österreichischen Patrioten in 
dér That eine hangé Besorgniss, wenn er sielit, wie das achíitzende 
Bach oher seinem Haupte, mit Wcrkzeugen einer unerhörten 
politischen Rabulistik, vöm Giebel bis in die Grnndmauern herab 
entzwei getheilt wird; wie sich mm nach dem Losuugsworte: 
sauve qui peut alles separirt, und wie bei einem Schiffbruche 
Jedermann sich und seine Habschaft zu bergen sucht, wáhrend 
mán die Rettung des Schiffes nur Gott und dem Capitán anheim- 
stellt. Sogar am Flaggenmaste, wo sonst jederzeit das ruhmvolle 
Symbol dér Einheit und Macht Oesterreichs zu sehen war, zu 
welchem wir allé im Falle dér Noth mit gerechtem Stolze, mit 
voller Beruhigung für die persönliche und staatsbürgerliche Sicher- 
heit aufzublickeu gewohnt waren, gewahrt mán das Symbol 
dér Zerrissenheit und des Separatismus aufgepílanzt.

Was keinem Feinde Oesterreichs jemals gelungen, was 
kein physikalischer Experimentator zu Standé gebracht, das ist 
unseren Staatsmannern gelungen: zu beweisen, dass zwei Half- 
ten fester und mehr sind, als ein íiaturwtichsiges Gan­
zén. Aus unserem altén, wohl reparatursbedörftigen aber immer- 
hin wolmlicheu Hause sehen wir uns in zwei obdachlose Han's 
einquartirt: Jedermann ist es da unheimlich, Jedermann ftihlt es, 
dass sich da nicht gut wohnen, kein neuer Sturm erwarten lásst.

DieUngarn benehmen sich, als wenn in den cisleithanischen 
Lándern die Pest hausen möclite. Nicht eiumal reden dftrfen die 
gegenseitigen Vertreter mit einander, und können auch in den 
gemeinsamen Angelegeuheiten nicht anders als durch das Guck- 
locli dér Delegationen, mit Vorhangschlössern an den Lippen 
einander ihr ja  oder nein zuwinken; alles dcsshalb, dass das 
an die classischen Töne einer asiatischen Sprache gewöhnte 
magyarische Ohr nicht etwa von dér deutschen oder einer anderen 
europaischen Oultursprache beleidigt werde, die sie so eben bis 
hart an die Pforten des ötummenparlamentes ganz geliiutig
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sprachen. — I)as soll noch dér europaisc-he Grossstaat Oester- 
reich sein!

Die arme Austria steht mm mit dem Dichter vor dér 
komischen Rechtsfrage:

j,Jahre láng hedien’ ich mich meiner Nase zum líicchen,
Hab ich denn wirklich an sie ein erweisliclies Kecht?“

0  du arme, irregeführte Austria! Deinen Staatsmánnern, 
deinen Weisen und Schriftgelehrten ist es gelungen, dir zu be- 
weisen, dass du seit Jahrhunderten dich zűr Hülfte einer fremden 
Nase bedienst, auf welche du flberhaupt gar kein Reeht hattest. 
Und du ehnvürdige Matrone liessest didi so leicht verffthren! 
DifFicile satyram non scribere.

III.

Wir stehen nun wieder dórt, wo wir 1866 gestanden sind. 
Eine aufrichtige, redliche, von Hegemoniegeliisten freie Verein- 
barung öber unsere gesammtstaatlichen Zwecke ist mehr als je 
von Nöthen. Die Opposition wird allé Tagé máchtiger, dér Kampf 
hitziger und intensiver. Böhmen und die Militárgrenze sind nun 
die wichtigsten, die meiste Vorsicht erheischenden, von dér Oppo­
sition eingenommeneu Punkte. Jedermann ruft bereits aus: „So 
kann es nicht lángé ohne Gefahr fortgeben.“

Was ist denn aber die eigentlicbe Ursache dieses bedcnk- 
lichen Standes dér Dinge, welchpr in Oesterreich niclits als Pro- 
visorien, uur solche Staatsprincipien und politische Organisationen 
aufkommen lasst, die auf die Spitze gestellten Pyramiden gleichen, 
welche das geringste Erdbeben in ihre Bestandtheile zerlegt? 
Was ist dér wahre Grund, dass die Sysiphusarbeiten unserer 
Staatsmánner kein Ende nehmen?

Diese fortwahrenden krampfhaften inneren Kiinipfe in unserm 
Staatswesen sind wohl nur ein bedeutungsvolles Symptom eines 
tiefen, chronischen Allgemeinleidens, das eine quacksalbernde Be- 
handlung taglich verschlimmert, und das radical geheilt werden 
muss, wenn ein Grossstaat noch fortbestehen soll, dér bisher auf 
dér Landkarte an dér nnittleren Donau zu finden war.
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Wo ist nun dér Sitz dieser gefahrdrohenden Krankheit ‘des 
grossösterreichischen Staatswesens ? Welches ist das rechte Hit­
tel zu seiner radicalen Heilung?

Alles Unlieil im Kaiserstaate in seiner neuesten Geschichts- 
periode tiiesst, unserer Meinung nacli, nur aus einer einzigon, 
aber unversiegbaren Quelle: dem totálén Mangel eines wah- 
ren, von Hintergedanken freien,  jederze i t  und aller- 
orten und fftr Jedermann gleich massgebenden Cou- 
st i tutionalismus; wohlgemerkt in einern angeblich consti tu-  
tionell.cn, l iberal  regie rten Staate!

Denn statt auf dér vorgezeiehneten, constitutionellen Dalin 
eoute qu'il coute geraden Weges, mit unparteiisclier, redlicher 
Absiclit vorzugehen, zieht mán es vor, aus steter Rücksicht auf 
gewisse arriftres - pensées, aus Rücksicht auf absolutistische und 
hegemonistische Velleitaten, durcli allerlei scheinconstitutionelle 
Kunstgriffe, durcli den ungenirtesten Terrorismus, durch Cor- 
rnption und moralischen Zwang, solche Zustande zu schaffen, 
die eben diesem oder jenem Ministerpascha in den jeweiligen 
Kram passen. Das ist niclit dér Constitutionalismus dér 
Landei’, wo wahre constitutionelle Freiheit herrscht, welcher 
gleichbedeutend ist mit dér Herrscliaft dér gesetzlichen Volks- 
vertretung in ihrer ungefálschten Majoritat, einer Volksver- 
tretung, welche ihr Dasein aus einer constitutionellen, unpar- 
teiiscben Wahlordnung mit recbtscontinuirliclier Dasis herleitet, 
und im freien gesetzmássigen Verháltnisse zu den übrigen Fac- 
toren dér Legislative steht. Bei uns herrschen nur kiinstliche, 
hetivé Majoritaten, welche von Haus aus keineswegs die nöthige 
Weihe dér Legalitát för sicli in Anspruch nehmen können.

Wo ist da jenes Gleichgewicht dér Krafte, jener absolute 
R u h e p u n k t  i m K a m p f e p a r l a m e n t a r i s c h e r  P a r ­
t é i é n ,  welchen sie anderwarts in  d é r  f e s t e n  B a s i s  un-  
z w e i f e l h a f t e r  L e g a l i t á t ,  in den in vollkommen g e- 
s e t z l i c h e r  Weise zu Standé gekommenen G e s e t z e n ,  und 
dadurch in dér m o r a l i s c h e n  Z u s t  i m m u n g de r M aj  o- 
r i t a t dér Betheiligten auch ausserlialb des Parlaments, i m 
V o l k s b e w u s s t s e i n  finden?

Gesetze, welche durch macchiavellistische Arrangements, 
durch Yergewaltigungen, durch Zwangslagen, durch tendenziöse
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Fálschungeu und Corruptionen dér Volksvertretungeii, kurz auf 
unredlichen Wegen erschwindelt oder erzwungen werden, babén 
kein Ansehen, keine Macht und keine Kraft im Volke. Jeder- 
mann ffihlt sich dazu kraft dcs verletzten Rechtsgefölils berufeu, 
etwas an dem ungesetzlichen Gesetze zu deuten oder ihm mit 
dér furchtbaren Waffe des passiven Widerstandes zu begegnen. 
Ein Parlament, wo solche Gesetze zu Standé koromén können, 
das grábt sich sein Grab, und ebnet dcm Absolutismus die Wege; 
es ist selbst ein absolutistiseher Tyrann, denn es verlaugnet sich 
selbst und seine hohe, heilige Aufgabe, seine Mission, die ihm 
die Wahler gaben.

Die österreicliisch-uugarische Staatskrankheit ist mit cinem 
Worte: d ie  c o n s t i t u t i o n e l l e  B l u t l e e r e  a u s  l 'r -  
s a c h e  n a t i o n a l e r  H e g e m o n i e s u c h t .

Und das Mittcl dagegen liegt nur in dem Lebensclixir dcs 
Rechtsstaates: dem  w a h r e n , u n g e f á l s c h t e n  Co n s t i -  
t u t i o n a l i s m u s .

Alles, was unserem Staatswesen scit 1860 im Widerspruclie 
zu diesel1 Diagnose, im Widerspruche zu diesem einzig heilbrin- 
genden Rettungsmittel geboten wurde, war selhstmörderisches 
Gift, das Werk eines scheinconstitutionellen, miuisteriellen Abso­
lutismus, eine irrationelle politische Kurpfuscherei, die das Uebel 
tagtáglich verschlimmern rnusste. Wer alsó da mit einer Ra- 
dicalkur durchgreifen wollte, dér rnusste vorerst allé die dem 
Patienten aufgedrungenen Zwaugslagen und Zwangsjacken besei- 
tigen, allén Hegemoniegelüsten und constitutionellen Falschmün- 
zereien entsagen, und zűr Quelle des neuen Constitutionalismus 
in Oesterreich, zum October-Diplome zuriickkehren, von diesem 
Standpunkto aus eine a n f r i c h t i g e ,  von  a l l é n  H i n t e r -  
g e d a n k e n  f r e i e V e r e i n b a r n n g  mit allén Reichen und 
Landern einleiten, wie diess bezüglich dér pragmatischen 8anc- 
tion dér Fali war, und nicht. wie es Gráf Belcredi im Grunde 
seines Herzens beabsichtigte, und seine Nachfolger wirklich thaten, 
sich bloss mit zwei Partéién, dér Minoritát, zum Nachtheil Vieler, 
dér Majoritát, zu verstándigen suchen. Eine nach allén Seiten 
gerechte, gegenüber dér Nationalitíiten neutrale Regierungspolitik 
ist das Evangélium des Messiás, dessen Oesterreich und Ungarn 
selbst dringend bedürfen.
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Es wird Leute gébén, die eine radicale Umkehr unter den 
dermaligen Umstánden für uuinöglich haltén, weil die Engageinents 
dér Krone zu iveit godiehen siud. Wir glauben es gcrue, dass 
es nicbt leiclit ist, die durch Quacksalbereien unserem Staatswesen 
eingeflössten politischen Giftstoffe ohne weiters auszntreiben, ohne 
eine neue Kiisis heraufzubeschwören; alléin das ist eben dió Auf- 
gabe, dér edelsten und tliatkráftigsten Geister wiirdig. Die Maciit 
dér Verháltnisso wird dieso Umkehr unausweiclilich maciién in 
einem Momento, wo die Umkehr als einziges Rettungsmittel 
erscheint, wo sie vielleicht zu spat kommt. Ein g u t w i l l i g  zu 
vereinbarendes, redliches A r r a u g e m o n t  ist eine Notlivven- 
digkeit; vielleicht geliugt sie ohne allgemeinen Umsturz, wemi 
sie mit jenem unparteiischen Entgegeukommen versucht wird, 
das überall nöthig, wo sich entgegengesetzte Tendenzen véréini- 
gen, wo dér Friede ein ernstliches Bedürfniss ist.

Hat sich aber unser Zwillings-Staatsschiff in dér That so 
zwischen die dualistischen Klippen verrannt, dass jeder Veisuch, 
es aus seiner gefáhrlichen Lage herauszureissen, sclion absolut 
mit dem Untergange droht: dann — bereiten wir uns ohne weiters 
darauf vor, dass mán uns das „Requiescat in pace“ anstimmt.

Aber dessen miissen diejenigen, welche Oesterreich zu be- 
erbon gedenken, gewártig sein, dass sie nicht seine Universal- 
erben sein werden. Die aufgeregten Wogen des politischen Has- 
ses und dér nationalen Eifersucht dér durch die magyarisclie 
Herrschsucht beleidigten und gefalirdeten Nationalitáten werden 
über dem Haupte karzsichtiger Staatsmünner zusammenschlagen, 
und es wird dann nur noch die Erinneruug an den Untergang 
eines neuen Pharaonenvolkes bleiben, das Gott fúr seinen Hocli- 
niutli gestraft hat. Lángéi- als noch eine Generation kann ein 
Volk nicht existiren, das sich zum Herru und Gebieter aller 
andern in Transleithanien aufwirft. Diese Prophezeiung mögen 
sich die Magyarén merken.

Die Krone hat sich im Dualismus freilich engagirt, aber die 
Krone hat nicht die Unduldsamkeit, die politische Herrschsucht, 
den Terrorismus dér Magyarén gegenüber aller anderen Kationén 
sich zu eigen gemacht. Die Krone hat die von Seite Ungarns in 
einer Zwangslage dér Mitberechtigten mit allerlei neuen, in 
Hast bewirkten Zuthaten versehene neue Verfassung nicht in
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absolutistischer, ihrerseits alléin verantwortlicher Art und Weise 
zu Standé gebracht, sondern im Wege ihrer verantwortliehen 
Regierung, ini constitutionellen, wenu auch nicht allseits als con- 
stitutionell anerkannten Wege. Es darf nicht- ignorirt werden, 
dass bei diesen Engagements verbriefte Rechte Dritter hart mit- 
genommen wurden, und dass die Regierung zu dem summarischen 
Veríahron nicht berechtiget war, das sie sich mit dér Inauguri- 
rung des Dualismus in seiner jetzigen Gestalt ohne freie Ver- 
einbarung mit den sümmtlichen Mitcompaciscenten zu Schulden 
kommen liess, wie diess dér Protest dér Opposition in allén Lán- 
dern beweist. Die Krone und die Regierung habén nicht bloss 
Pflichten gégén die magyarische, sondern auch gégén allé übrigen 
Nationen in Trans- und Cisleithanien.

Ueberall sind, mindestens seit dem October-Diplom, consti- 
tutionelle und b ila te ra le  Rechtsverháltnisse in Frage, wo eine 
Contuniazirung unstatthaft, ein Ausgleich nur im Wege gegen- 
seitiger Concertation, gutwilliger Vereinbarung und Compromisse 
möglich ist. In einem Rechtsstaate kann sich Niemand iiber die 
Kechtssphiire Anderer hinaussetzen, denn das ist eben die Eigcn- 
thümliehkeit des Rechtsstaates, dass nur das Recht, das unzwei- 
felhafte Recht für Jedermann, auch fül- die Krone gelten soll; 
daher nur die Regierung dafiir verantwortlich bleibt, wenn sie 
die Krone mit ihren Rat-hschlágen zu Massregeln missbraucht, 
die sich im Rechtsstaate nicht aufdringen, nicht rechtfertigen 
lassen. Was niitzt ein Stück Papier, wenn die Thatsache, welche 
darauf registrirt erscheint, von dér Majoritát dér Betheiligten 
nicht als rechtskráftig anei'kannt wird? Es ist Wahnsinn, im 
Rechtsstaate ganze Liinder und Völker zwingen zu wollen, dass 
sie Zustánde acceptiren, die gégén ihre Interessen gerichtet sind.

Im Angesichte dér colossalen Niederlage dér Regierung in 
Böhmen, die sich bei den letzten Wahleu vollzogen hat, im An­
gesichte dér Opposition in allén Laudern, ganz besonders in dér bis 
iiber die Zahne bewaffneten Militargrenze, und dér ernsteu Stel- 
lung, die die dortige Bevőlkerung gegenüber dér magyarischen 
All maciit eiuzunehmen beginnt, im Angesichte des selbstbewuss- 
ton Auftretens aller bisher unterdrückten Nationalitáten und dér 
kritischen auswártigen Lage: möge wer da kann und will, au die 
Möglichkeit des Fortbestandes des jetzigen dualistischen Systems
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glauben; wir vermögen es nicht. Was bleibt elér Krone iibrig, 
als in coustitutioneller Woise, mittelst cinos walirhaft constitu- 
tionellen Ministeriums die V e r f a s s u n g s r c v i s i  o n n n d 
d i e  r e  d 1i c h e V e r e i n b a r u n g  d é r  I n  t é r  e s s e n  
a 11 e r  Vö 1 k e r  m i t  d é r  V e r f a s s u n g  zu/.ugeben.

Die Krone braucht auch ihre Zuflucht nicht zu Staats- 
streiehen zu nehmeu, sondern nur zum  w a h r e n  C o n s t i t u -  
t i o n a 1 i s ni u s nac l i  a l l é n  S e i t c n h i n, z ű r  G e r ec h -  
t i g k e i t .  Wenn sie die Gelegenlieit zűr Vereinbarung gibt, 
dér bisher beliebten ministeriellen Willkür und Vergewaltigung 
Schrankon setzt, so werden die widerstrebenden Elemente selbst 
niassvoller werden, sich mit dem was recht und biliig bescheiden, 
sich gegenseitig die Hiinde zűr Verstündigung bieten. Die un- 
garische Ueberrumplungspolitik ist das Unglück des Reiclies. 
Mán lasse die Völker durch ihre wahren Vertreter mit einander 
en egál pactireu, so ist dér Friede da. Salus reipublicae su- 
prema lex.

Mán irre sich nicht darüber: es ist und bleibt eine reine 
Unmöglichkeit, heutigen Tages aus den Völkern Heloten für liege- 
monistische Zwecke dieser oder jener Nationalitat, dieses oder 
jenes Staatswesens zu machen. Wir reden als Freunde Oester- 
reichs und Ungarns. Gégén den alles mit sich fortreissenden 
Strom dér Weltgeschichte, gégén den Strom geistiger Ideen kann 
und wird Niemand aufkommen. „Dér Weltgeist macht die Po- 
litik.“ — Allé ahsolutistischen und scheinconstitutionellen Dámme 
können da zu nichts anderem dienen, als um die Verheerung dér 
entgegenstehenden Hindernisse durch die hochgehenden Wogen 
dér neuen Ideen vollstiindiger, die Reaction unmöglicher zu machen.

Verfassungsrevision und Vereinbarung dér berechtigten An- 
sprüche dér einzelnen Lander und Völker dér Monarchie im Wege 
ihrer wirklichen Vertretungen, Emancipation dér Nationalitaten 
von dér Herrschaft dér anderen, Aufrechthaltung des österreichi- 
schen Kaiserstaates als eines nach dem Principe dér Einheitlich- 
keit in den wirklich gemeinsamen, dér Decentralisation in den 
nicht gemeinsamen Angelegenheiten, wie diess in dér Schweiz 
dér Pali ist — neben einer rein österreichischen d. i. einer allén 
Völkern des Kaiserstaates entsprechenden, neutralen Politik: das 
ist dermalen d«r ausgesprochene und dér stille Wunsch aller
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Kreise, welche nicht mit deu Zerfall Oesterreichs speculiren. Dér 
' v a h r e  C o u s t i t u t i o u a l i s m u s  ist die retteude Panacee 
fiir miséién schwer bedrohten Staat.

Eiu ernstlicher Anstand gégén eine derartige Constituirung 
des Reiches — wir wissen nicht, ob wir sie foderative nennen 
kőimen — könnte nur auf Seiten dér magyarischen Nationalitát 
bestehen. A bér die ganze innere und áussere Lage dér Monarchic 
und besonders Ungarns ist darnacli, dass die dualistische Schöpfung 
in dem gégénwartigen Bostaude nicht erhalten werden kann, da 
sie dér Goschiclite und dem lebendigen Bewusstsein dér Majori- 
tat dér Bevölkerungen des Reiches widerstrebt. Die Magyarén 
(d. i. die jetzige Regierungspartei) habén durch ihre Uebergriffe 
in fremde Rechtsspharen den Ausgleich illudirt. Er ist und bleibt 
óin todtgebornes Kind.

Durch die Gesammtlage des 8taates werden die Magyarén 
ihrerseits in eine „Zwangslage" versetzt werden, dass sie sich zűr 
Anerkennung fremder Rechte werden entschliessen müssen. Dér 
Staat muss zu seiner Existenz dasjenige habén, was seine Kraft 
und Macht seit Jahrhunderten ausgemacht hat, und was geeignet 
ist, dió Voraussetzungen dér pragmatischen Sanction zűr Wahr- 
heit zu maciién, unter welcher Yoraussetzung alléin unsere Alt- 
vordern ihre und unsere Geschicke dér regierenden Dynastie anver- 
traut habén.

Mán besorgt im Falle einer Infragestellung dér ungarischeu 
Allgewalt durch eine Verfassungsrevisiou neue Verwicklungen, 
sogar eine Revolutiou. Mán ist da zu kleinmüthig. Die Magyarén 
sind nur im Glücke übermüthig, und wenn ihnen von selbst alles 
nach Wuusch geht, nur da habén sie Courage. 0 wie kiéin 
wareu sie seit 1849 und bis 1864 uoch! Sie werden sich hüten 
an die Cliancen dér Revolution nochmals zu appelliren. Sie steheu 
uun völlig isolirt da, seit sie sich ihrerseits in die Kartell blicken 
liessen.

Anders war es vor einigen Jahreu. Darnals glaubteu die 
nichtmagyarischen Kationén im Kaiserstaate in den Magyarén die 
Vorkampfer fttr ihre eigenen Rechte zu erblicken. Sie glaubteu 
trotz 1848 an ilne Einsicht, ihre Billigkeit; maii traute ihnen, 
weil mán glaubte, dass sie seit 1848 etwas gelernt habén. Dér 
Groll gégén den Absolutismus verband sie allé zu einer Phalanx.
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Sogar dió Böhmen, Serben und Croaten schw&rmten für Ungarn. 
Durch die Unterstützung dér ungarischeu Forderungen glaubte 
.Tedorniann die eigenen zu unterstützen. Mit „gemeinsamen11 Kráf- 
ten wurden diese rnehr kühnen als geschickten politiscben Reiter auf 
das hőbe Ross gehoben. Als sie sich aber fest im Sattel sálién, da 
gaben sie iliren „halbwilden“ Rossen die Sporen, und liessen ihre 
Leidensgefahrten im Stiche. Manche davon, dió sich ihnen in den 
Weg stellten, wnrden unbarmherzig in den Kotli niedergetreten. 
.Tetzt zwingt mán sie noch Éljen zu schreien!

Das Alles scheint denen H orrén in Buda-Pest klug und 
weise; uns aber kommt es wie barer Blödsinn vor. Quem Deus 
perdere vilit, dementat.

Dafiir ist die Enttáuscliung eine allgemeine in beiden Loi- 
thanien. Audi dieser politische Feliler wird sich bittér rüclien. 
Das Vertrauen in die Ritterlichkeit unserer politiscben Compag- 
nous ist dalim. Sind aber die auderen Nationalitatén Ungarns 
und seiner Nebenlander befriedigt, so ist eo ipso Dreiviertel Trans- 
leithaniens befriedigt. Maii versuche es dórt mit dem A r r a  n g e- 
m e n t f r ei  e r u n p a r  t e i i s  c h e r W ah 1 e n , ol ine den  
b e 1 i e b t e n T e r r o r i s m u s ,  o h u c  c o r r u m p i r e n d e 
E i n f l u s s n a h m o  d é r  m a g y a r i s c h e n  R e g i c r u n g, 
und maii wird staunen über das Resultat. Fiat jnstitia!

Die Magyarén habén in letzter Zeit alles dazu beigetragen, 
dass sie houtigen Tagos kcine Theilnehmer für ihre Pliine habén, 
als in ilirem Hoclmmthe und — in dér Begieruug. Wer stelit aber 
hinter dicsér?

„La j ’ai vu l’ombre d’un uochev,
„yui avcc 1‘oiubre cl’une brossé 
„Ncttoyait l’ombrc d’un carossc." —

ist, wenn wir nicht irren, im Buciié „dér lachende Demokrit" 
zu lesen. Die Magyarén locken nun mit ilirem Credo keine Katze 
melír liinter dem Ofen liervor. Wollen sie aber trotzdem rcvoltiren. 
so rnögen sie es versuchen; aber wir ínöchten es ihnen nicht ratlien, 
sondern im Gegentheile rathen wir ihnen als Freunde die grösstc 
Nacligiebigkeit, die grösste Yersölinliclikeit nacli allén Seiten hin, 
zu ihrem eigenen wohlverstandenen Besten.

Die Magyarén habén sclion durch das Gebahren ihrer domi- 
íiirenden Partéi dón Nimlnis ilires Liberalismus, ihrer Freiheitsliebo
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ver lőrén. Mán kenni sie bereits in dér ganzen civilisirten Welt 
so ziemlich als Despoten, als nationale, scheinconstitutionelle 
Egoisten und Tyraunen. Aber als eine volksknechtende, sociale 
Kasten-Oligarcliie ist dieses Volk nocli nicht genugsam bekannt.
I)er Feudalismus, dér Aristocratismus selbst steht in Ungarn 
und seinen Nebenlándern (mit Ausnahme dér diesfalls glücklichen 
Militárgrenze) in seiner scliöusten Blüthe. Die Grundéntlastung ist 
dórt selbst nur in liezug auf die sogenannten urbarialen Giebig- 
keiten durchgefülirt, und es wird die Entschadigung mittelst 
Steuerzuschlagen noeh immer reichlich geleistet. Alléin dér Unter- 
thansnexus ist damit nocli bei Weitem nicht abgeschnitteu. Dér 
Dauer ist nocli immer iu vielen Dingen, insbesonders mittelst dér 
Zins- uud Moutan- (Weinzehent-) Giebigkeiten von seiner ehe- 
maligen Herrschaft abliáugig, und hasst sie desshalb uugemein. 
Dér die ungelieurc Siunme von 617.521 Seelen záhlende Adél *) 
nimmt nun in dér Freiheits-Aera fást ausscliliesslich, wenigstens 
die b e s t e u Beamtenstellen cin. Die Parlamenté bestelien dér 
Majori tát nacli (zu aj4)  aus gewesenen Grundherren. Am Agramer 
Landtage tagén soeben unter circa SO Mitgliedenr 50 Grund­
herren; sie habén auch bereits ein Gesetz zur Ablösung noch unab- 
gelöster Bauern-Giebigkeiten gebracht, wornach sie sicli zu diesel* 
Ablösung einen Preis beantragt habén, dér das Drcifache des 
Preises erreicht, deu die österreichisclie Regierung zum Massstabe 
dér Grundontlastung nalim.

Die Gorichte, welclie iiber das Mein und Bein zwischen dem 
Gruudlierrn und dem Dauer, zu eutsclieiden habén, sind in diesen 
Lándern mit Edelleuten, die selbst Grundherrn sind, oder mit 
ilmen ergebcnen Individuen vollgepfropft, uad eher wird „das  
K a m e e 1 d u r c l i  e i n  N a d e 1 ö h r“ passiren, als das gerech- 
teste Begehren dér w'oissen Sclaven Ungarns und seiner Vasallen- 
lander durch diese Kette von „Urbarialisten“. Wer diese Verhált- 
nisse kennt, dér weiss es, dass dér arme Bauer hier noch immer, 
in bester Fönn Rechtens allerdings — geschunden wird. Justitia 
regnorum fundamentum!

Dér ungarisclie uud dér nebenlándische Bauer sehnt sicli 
diessfalls nacli nichts so sehr, als — nach den Bachisclien absolnti-

“) „Ungarn im Vormárz* von Alesius Fényes, 1851.
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stischen Zeiten zűrnek, clenn da hatte er kraftigen humánén 
Schutz. Die Justiz ist berühnit, die Yerwaltnng berüclitigt. Die 
Justizbeamten sind durch den Terrorismus dér herrschendon 
magyarischen Partéi daselbst, aber besonders in Croatien so ein- 
geschüchtert, dass allgemein darüber Klage geführt wird, wie- 
nach fást Niemand ein günstiges ürtlieil erliált, dér nicht zu 
dér dorninirenden Partéi gehört. Ja es geschehen manchmal ko- 
niische quid pro quo’s, dass mancher einen Process gewinnt, nur 
weil maii ihn für „einen dér unsrigen" hielt. Den Zustand dér 
őffeutlichen Sicherheit illustriren unziihlige Ráuberbanden, und 
ihre Herren Mitglieder sind mitunter Advokaten, und selbst ganz 
anstandige Edelleute, die sogar lateinisch reden: Extra Hungáriám
non est v ita ------ . Bei den „halbwilden Uskoken" kommt so was
freilicli nicht vor. — Das jetzige Ungarn ist wie vor 1848 ungeachtet 
aller liberalen, für das Ausland berechneten Phrasen im ungari- 
sclien Landtage und dér ungarischen Delegation, noch immer nur 
das Eldorado des dortigen unzahligen Adels. Das Landvolk ist 
dessen Helote. Die nicht ungarischen Nationali tatén, das Land­
volk, ist durchwegs unzufrieden, und d a s  i s t  d ie  s ch w a c h s t e  
S e i t e  des  m a g y a r i s c h e n  a r i s t o c r a t i s c h e n R e g i -  
mes.  Unter eine solclie Vormundschaft soll sich ruin die Militar- 
grenze mit gebundenen Handen begeben!

IV .
So stelit es mit dem Constitutionalismus, so mit dér Frei- 

heit und Gleichheit in Oesterreich-Ungarn. Wenn wir nun seben, 
was für ein Bewandtniss es mit dem dualistischen System, mit 
dem sogenannten Ausgleich, mit den ungarischen Teudenzen hat, 
wie wenig Aussicht vorhanden ist, dass dieses System den Völker- 
frieden im Kaiserstaate garantirt, wie nöthig eine wirklich ein- 
heitliche Monarchie zűr Siclierstellung dér heiligsten Interessel! 
aller Staatsaugehörigen, die Magyarén nicht ausgenommen, ist, 
wie unausweichlich os endlich geworden, die immer wieder her- 
vortretenden politischen Gegonsatze im Reiclie durch f r e i w i l -  
1 i g z u v e r e i n b a r e n d e  r e d 1 i c h e C o m p  r o m i s s e  
auszugleichen, den wahren Landfrieden lierbeizuführen: so können 
wir dann auch die Tragweite dér Militárgrenzfrage ermossen, und 
die Stelle richtig bestimmen, welclie die Grenze in dem Getriebe
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dér politischen Partéién, in den Strönmngen unserer constitutio- 
nellen Entwickelung zum Besten des Gesammtstaates und ihvem 
eigenen einzunelnnen-berufen ist.

Mit Riicksicht auf dieses Gesainmtbild unserer politischen 
Situation muss mán zugeben, dass die Grenze einer dér aller- 
bedeutendsten Factoren für die Constituirung des Gesammtstaates 
ist, dessen Eiufiigung in das jetzige dualistische System am 
schwierigsten sein dürfte, wenn mán nicht auch da allé constitu- 
tionellen, politischen, moralischeu und dynastischen Riicksichten 
bei Seite lassen, und nicht auch da das alléin selig machende 
ungarische Interessé quand mérne als massgebend ansehen will.

Die böhmische Frage ist in Cis-, und die Grenzfrage in 
Trausleithanieu (ler Hebel, mit welchem dér ungarische Pseudo- 
ausgleich auf sein annehmbares Mass zurückgeführt werden kann. 
Bőhmens gewaltige Opposition hat eine ungeheure moralische, die 
dér Grenze aber neben dér moralischen auch eine physische 
Kraft, die derjenigeu des Pulvers gleicht. Dér passive Widerstand 
eiues „Yolkes in Waíl'en“ ist bei aller seiner Friedfertigkcit und 
unbezweifelter Loyalitiit doch etwas so ernstes, dass es dem wag- 
halsigsten Minister imponireu muss, wenn er auch kein constitu- 
tioneller ist, uni von einer ernsteren Verwickelung dér Dinge au 
einer so wunden Stellc des Reiches nicht zu reden, wie es die an dér 
tíirkischen Grenze ist, wo cin Fűnké den seit Jahrhundorten aufge- 
hauften, politischen Zündstoff stiindlich in helle Flammen ver- 
setzen kann. Die Militargrenze ist die Achillesferse Ungarns. Es 
hüte sicli, diósé einer Gefahr auszusotzen, den Grimm des altén 
kampferprohten Löwen zu reizen, dér den Magyarorszag auf sei­
ner ganzen Südseite mit seinem ehernen Giirtel umfasst.

Die Militiirgrenzfrage ist unseres Erachtens das Element, 
von welchem dér ersto Anstoss zum redlichen Ausgleich in dér 
Monarchie ausgehen muss. Dér erstc Scliritt ist geschehen. Zurück 
geht os nimmer. Den im Octoberdiplom dér Militargrenze ausge- 
stellten Wechsel hat mán endlich acceptirt; er wird nun an ge- 
hörigcr Stellc prasentirt, und er kann und darf nicht anders als 
im gehörigen, constitutiouellen Wegc honorirt, er muss hald rea- 
sirt werden.

Die Militargrenze kann olmo vorláuíige constitutionelle 
Yerhandlung dér Auflösungs- und Einverleibungsfrage keineswegs
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stiickweise, nach dem léidéi- zu sclinoll acceptivten Antrage eiaos 
croatischen Delegations-Mitgliedes, in den croatisch-ungarischen 
Ausgleich eingcschmuggelt werden. Dér constitutionelle Antrag- 
stoller hat da einen selír inconstitutionellen, einen verhangniss- 
vollen Rath ertheilt, und dadurch bewiesen, dass ilim die Grenze 
eine torra incognita ist. Das Misstrauen in diese „Artischokcn- 
Operation“ ist so wie die damit verbundene Gefahr zu gross. Von 
dér Grenze Dalmatiens l)is zu jener Siebenbürgeus geht schon das 
Losungswort: „Éber mit Sack und Pack den Tűiken, als so un- 
bedingt den Magyarén síeli ergeben.“ Es nutzt niclits, da muss 
mit offenem Visir, mit aufgelegten Karten gespielt werden.

Mán wird sicli dazu bequemen niüssen, den Bedenken dér 
Militargrenze Kechnung zu tragen, ihr zu gestatten, dass sie das 
constitutionelle Terrain recognoscire, und selbst an den Briteken 
mitbaue, über welclie mán sie in den Constitiitionalismns hinüber- 
zufübren beabsichtiget. Mán wird mit dér Militargrenze schon 
Sclianden lialber constitntionell, aber echt co n stitu tio n e ll, ver- 
fahren müssen. Das ist kein Land fiir constitutionelle Blinde- 
kuhspielerei. Die „halbwildeu T7skoken“ verstehen es, die zabmen 
Civilisten oft durstig über's Wasser zu ffihren. Denen werdet ihr 
kein X fiir ein U vormachen.

Es sei uns erlaubt — und das ist dér eigentliclie Zweck 
diesel- Elucubratioii -- liier unsere Ansicbt über den Gang aus- 
zusprecben, welclien die Entwickelung dér Greuzfrage nach den 
obigen Prümissen zu nelimen liiitte, wobei wir die bisher sich aus- 
sprechende Stimmung dér Betheiligten selbst zu berücksichtigen 
babén.

Darüber hat sicb bisher im Allgemcinen in Unisono dér 
línf nach: „Selbstbestim m ung“, d. i. echtein Constitutionalis- 
mus kuudgegeben. Und dass diesel- Ruf wolilbegrűndet ist, das 
dürfte durch das Vorausgescbickte bewiesen worden sein. Ueber 
den Weg hiezu sind die Stimmen getheilt. Aus dér croatisch- 
slavonisclien Grenze wird dér Agramer Landtag auch fúr die 
dortige Grenze, jedocli mir in seiner gesetzlichen Zusammen- 
setzung als competent angesehen, und dér besondere Grenz- 
landtag nur als Nothbehelf betrachtet, wenn dér Landtag des 
Mntterlandes nicht auf recbtscontinuativer Basis einberufen wird. 
Aus dér banat iscben Grenze dagegen wird die Eorderung nach

3



einem besonderen Grenzlandtag (allenfalls in Pancsova) re­
stellt — was alles unseren eigenen staatsrechtlichen Deductionen 
entspricht, die wir weiter untén nachfolgen lassen werden — und 
einzig und alléin geeignet ist, dér Militargrenze da und dórt 
Gelegenheit zu gébén, einstweilen und ölnie Prajudiz fül* die 
Zukunft als eine freie constitutionelle Individualitiit aufzutreten, 
welche die Bodingungen ilires Eintritts in den Civilverband und 
dessen Zeitpunkt, mit dér betrelfendon Civillegislative frei zu ver- 
einbaren bat.

Babéi kann es sicli aber nicht darum handeln, zu welcher 
Reichshülfto die Militargrenze gehören soll, denn da rnüssen wir 
Sr. Excel lenz Gráfén Andrassy beistimmen, wenn es wahr ist, 
was maii ihm in den Mund legt, dass er sicli liíiten wolle,  
die Grenze darüber zu fragen,  ob sie zűr ungarischen 
(wobl niclit blos zűr magyarischen) Krone gehören mag. Das 
ist eine historisch-diplomatisch und gesetzlicli feststehende That- 
saclie, an welcher niclits gemiickelt und uichts géműiért werden 
kann, wenn niclit Cislcitlianien die Grenze etwa iibor die Köpfe 
Transleitlianiens liinweg zu oscaniotiren die Macht und Keckheit 
hat, wie es die Ungarn über die Köpfe Croatiens hinweg mit dér 
croatischen Stadt Fiume und dem croatischen Tutoraié thun 
wollen. Das wird auch in dér Militargrenze Niemand bestreiten.

Es kann und muss sicli aber darum handeln:
1. ob und mit welchem Zeitpunkte? und
2. in welcher Art und Weise, die Militíirgrenz-Bevölkerung 

selbst die in Aussiclit genommene Provinzialisirung, mit Hinblick 
auf die dermalige politisehe Lage dér Mutterliinder, durchgeführt 
wissen will?

Und da wird maii denn docli dér Militargrenze ein Votum 
dér constitutionellcn Selbstbestimmuiig zugestehen, denn sie hat 
ex lege (October-Diplom) ein ltecht darauf, diese Principienfragen 
beim Bestande des Militariustitutes und vor ihrom Eintritt in 
die neue politisehe Gemeinschaft durch ihre freigewiihlten Ver- 
treter zu discutiren, und dér Krone Gesetzesvorschlágo zu maciién. 
Es kann diess keineswegs gégén die ungarische Krone, wenn auch 
gégén die ungarische Vergewaltigungs- und Ueberrumplungs- 
Taktik verstossen, und ist, mindestens ausserhalb Ungarns, eclit 
constitutionell.
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Ist die Thatsache dér Zugehörigkeit dér Militargrenze zu 
den betreffenden Mutterlandern wie vorliegt festgestellt, so ist 
selbstverstándlich, dass auch die Verfassung derselhen für die in 
den Civilverband tretenden Milit&rgrenzdistricte vöm Zeitpunkte 
dér Vollziehung ihrer Einverleibung in Wirksamkeit zu treten hat.

Nun ist aber das dreieinige Königreich das Mutterland dér 
croatisch-slavonischen Militargrenze bis an die Donau bei Sémiin, 
Ungarn aber jenes dér bacska-banatischen Militargrenze am lin­
ken Ufer dér Donau bis nach Siebenbürgen hinab. Wenn es sich 
alsó darum handelt, welcher Landtag für die Militargrenze in 
norma len Verhaltnissen competent ist, so könnten wir auch 
nicht anders, als den croatisch-slavonischen  Land t ag  in 
Agram für die croatisch-slavonische, und den ungarischen für 
die bacska-banatische Militargrenze als competent bezeichnen, 
vorausgesetzt, dass es dér gesetzliche, rech tscon tinua tive  
Landtag ist, auf dessen Wrahlordnung auch die Grenzvertreter 
Einfluss genommen habén.

Diese staatsrechtliche Zweitheilung dér Militargrenze macht 
auch die Idee eines General-Landtages für die ganze Militargrenze 
unpraktisch, weil die ganze politisehe und staatsrechtliche Lage 
so wie das materielle und formelle bürgerliche und das Strafrecht 
dér beiderseiligen Mutterlander, die constitutionelle Reclitsbasis 
und Rechtscontinuitat dér zwei Theile dér Militargrenze verschie- 
den sind.

Die croatisch-slavonische Militargrenze hat niimlich, wie 
oberwalmt, mit Ausnahme des Fetenvardeiner Itegiments, seit 1848 
bis 18üG am Agramer Landtage wenigstens bei Yerhandlung dér 
staatsrechtlichen Fragen mitgewirkt, und sie hat mindestens die 
eine Frucht dieser gemeinsamen legislativen Thatigkeit mit dem 
Mutterlande, in dem Gesetz-Artikel 42 ex 1801, so wie in dér 
Eandtagsadresse von 18G5/6 aufzuweisen, worin die Unabhangigkeit 
von Ungarn, und die llereitwilligkeit des Landtages zűr Herstel- 
lung einer Centrallegíslative für die wirklich gemeinsamen Ange- 
legenheiten in Wien, dann Autonomie in Landesangelegenheiten 
beschlosseu wurde.

Die Bacska-Banater Grenze dagegen ist bisher jeder land- 
taglichen Yerhandlung fern geblieben, und hat sich in Bezug auf 
ihre constitutionelle Borechtigung bisher nur auf das October-

3*
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Diplom zu berufen. Es steht ihr aber auch ívei jene Ausnahms- 
stellung zu verlangen, welclie die übrigen nichtrmigyarisclien 
Nationalitaten und Districte in dér Bacska und dem Banate in 
Ungarn in Anspruch ncliinon, an dérén Gemeinschaft sie in jedor 
Hinsicht angewiesen ist.

Unter cíiesen Umstiinden ist es mit liücksiclit auf die 
Verscbiedeniieit dér politiscben Lage und dér politiscben 
Interessen auch selbstverstándlich , dass die Militüi'grenze nacli 
dieser staatsrechtlicben Zweitlieilúng gegeniiber den betroffenden 
Mutterlándern aucli ihre Yertretung (ini Definitivum) in den 
L egislativen  dér Mut ter lánder  mit iliren übrigen Con- 
nationalen habén soll, was einen Parallolismus dér Tendenzen 
in ihren speciellen Interessen nicht ausscbliesst.

Diess giit für normale Verháltiiisse, für dón Fali des frei 
vereinbarten Ausgleiclis. Einstweilen aber, und in so lángé síeb 
die Militargrenze in einer anomalen Lage belliidet, und in so 
lángé sie ttber ihre Specialinteressen mit dér Legislative des 
bezüglichen Mutterlandes nicht íibereinkommt, liegt es unserer 
Ansicht nacli, in ihrem waliren Interessé, und es ist constitutionell, 
dass sie sicli rücksichtlich ihres Arrangements in Absicht auf die 
Einverleibung in das betreffende Mutterland, ilire r lndividual i  
t a t  und Selbsts tandigkei t  nicht begibt, sondern sich in so 
lángé, bis dieses Arrangement nicht vereinbart nőiden ist, in 
einer Position erhalt, aus welclier sie mit dem betreft'enden Pro- 
vinzialgebiete rücksichtlich dér Art und Weise ilirer Einverleibung 
en egál unterhandeln kann. Diese Position ist aber nm­
ein Grenzlaudtag ad hoc für die croatisch-slavonische Grenze 
in Karlstadt oder Petrinja, für die Banater und Titeler Grenze 
aber in Pancsova.

Hier ist dór Őrt von jener Meiming Notiz zu nehmen, 
welclie darauf hinausgelit, dass diese Grenzlandtage nicht rátblich 
seien, weil diess eine Zersplitteruiig dór Krafte ware, und dió Ge- 
legenheit zu oiuer weiteren divide et impera Politik, sogar zűr 
politiscben Reaction, sowie zurVertagung dér Grenzaufiösiingsfrage 
gébén könnte. Desshalb schiene es manclien Patrioten ini Pro- 
vinziale angemessener, die Auflösung dér Grenzorganisation unbe- 
dingt und um jeden Preis auzunelimen, wodurcli das patriotische 
uuabbfingige Element arn Agramer Landtage gekráftigt, inul dann
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möglich weiffcn würde, die Majoritát dieses Landtages zu gewin- 
nen, warc es selbst in einer spiitercn Session desselben.

Mit dem blossen Protestiren dér Gemeinden und dér Re- 
giments-Vertretungen ware eben so wenig geliolfen, als mit dem 
Votum dór Grenzdeputirten am betrefl'onden Landtag, wo sie vor- 
aussiebtlich einfacli majorisirt werden; und was die Gesetzlichkeit 
dér Grenzlandtage anbelangt, so seben wir niclit ein, was an den- 
selben ungosotzliches sein könnte, da die Grenze docli auch im 
Sinne des October-Diploms ihre Selbstbestimmung ansprechen 
kaim, dérén Organ vorlaufig eine liesondere Gronzvertretung sein 
soll, um die Bedinguugen des Eintritts in den Civilverband fest- 
zustelleu. Die Haltaiig dér Grenze ist uns auch die Garantie 
dafür, dass weder Wien noch Pest diese einstweilige besondere 
Vertretiing verweigern können, die nur vollkommen constitutionell 
sein würde. Die unglücklichsto Idee aber wáre jene, die Grenz- 
fragc zum Gegenstand einer Yorhandlung am Karlowitzer serbischen 
Nationalcongresse zu maciién, denn dadurch würde leicht eine 
unheilbare Spaltung zwischen dór Grenzbevölkerung herbeigeführt 
werden, in einem Momente, wo das Hervortreten des religiösen 
Momentes so durcliaus niclit angezeigt ist, und wo die Erspriess- 
lichkeit dieses Congresses auch in sonstigen ausserkirchlichen 
l’ragen iinnier problematischer wird.

Diese Taktik erscheint mis aber bedenklich, und nur ein 
Corrolar jener uuglücklichen Politik, welclie durch ihr Laviren 
zwischen dér sogenaiinten selbststündigen und dér rnagyaronisehen 
Partéi am Agramer Landtage 18G1 — 18GG so glanzend Fiasco 
gemacht hat. Denn in einem solchen Falle wiire die Grenze den 
politischen Unitrieben dér nunmehrigen tictiven Landtagsmajoritat 
auf Gnade und Ungnade überliefert, und da es wohlbekannt ist, 
dass ihre Coryphaen in den Mitteln zűr Vorfolgung ilirer Ziele 
gar nicht wiihlerisch sind, und sicli um die Gesetzlichkeit nicht 
sehr bekiimmern, so könnte es geschehen, dass die Militargrenze 
in eine politische Sackgasse gerath, aus dér sie samint ihren Pro- 
vinzialfreunden nicht so leicht umkehren könnte. So etwas würde 
gewiss Niemand im einfachsteii Privatleben thun, sicli difi Hándc 
binden lásson, wenn er sie frei hat und in eine Gemeinschaft 
eingehen, bevor er über die Bediugungen derselben nicht voll­
kommen im Klaren ist.
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Was aber die Vertagung dér Grenzanflösungsfrage anbe- 
langt, so ist uns fúr diese Angelegenheit niclit melír bange, eine 
Ueberstürzung vielraehr mit Rücksicht auf dic Lage des Grenz- 
volkes und die Tausendo von Existenzen, welche durch eine so 
radicale Reform plötzlich in Frage gestellt werden, gar niclit 
rathlich. An das Gespenst dér Reaction: wobei die Militárgrenze 
wieder wie 1848 eine selbstaufopfernde Rolle übernehmen köunte, 
ist unter den dermaligen Umstünden gar niclit zu denken. Die 
Militárgrenze hat die bittérén Früchte ihrer Aufopferung im Jahre 
1848 und 1849 genossen und wird sie niemals vergessen. Sie 
wird künftig vor allém an sich denken.

lm Nothfalle kann die Grenze auch vártén",  bis ihre aus 
einor gedeckten Stellung gemachten Capitulationen acceptirt wer­
den. Das Gegentheil ware purer Blödsinn, andererseits eine 
unbillige Forderung. Ein guter lírieger pflegt, wenn er noch so 
tapfer ist, vorerst das Terrain zu recognosciren, wohin or sich 
begeben will. Das politische Operationsterrain ist niclit minder 
gefáhrlich als das militarische. Bezüglich dér Militárgrenze wird 
mán keine Ursache habén über politische Unreife zu klagen, und 
dass sie auch auf diesem Felde kein guter Stratcgo ist. Nur keine 
Illusionen! Mit Brincipienfragen ist nicht zu spielen; wer A 
sagt, muss auch B sagen. Principiis obsta! Clara pacta boni amici!

Wemi nacli dem Vorausgeschickten dér Weg einer redlichen 
constitutionellen Vereinbarung,*) eines bilateralen Verfahrens, 
flberall im Gesammtstaate so dringcnd angezeigt ist, um endlich 
zu einem solideu und dauerhafteu Ausgleiche zu gelangen, so ist 
er es um so melír bezüglich dér Militárgrenze, die auch nach 
ihrer Entmilitarisirung ein waffenfahiges, kriegerisches Land bleibt,

*) Dér Veríasscr inuss constatiren, láss die vorliegende Sclirift bis zu 
dieser Stelle bereits gedruckt war, als ilnu aus dér Prager „Politik" 
dér Inhalt einer Brochüre unter dem Titel „O esterreich isclies"  
zűr Kenntniss gelangte, worin auch áhnlicbe Ideen wie hier hinsicht- 
lieh des October-Diploms entwickelt werden. Es s’teckt ct-was October- 
diplomartiges in dér Luft. Les sublimes idées se rencontrcnt. Im 
übrigen ist zu bedanern, dass sich dér Verfasser jener Schrift aucb 
nicht zűr Idee dér Gerechtigkeit fiir al lé Yölker Oesterreiclis zu cr- 
beben vcrmocbte, da er ausser den Ungarn nur noch mit den Böhmen 
und den Tiroléin pactiren will.
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von hóhér Wichtigkeit an Jen Reichsgrenzen bei Jet bevorstehen- 
den Lösung dér orientalischen Frage. Es müsste (liess eine dér 
wichtigsten Aufgaben für unsere Staatsmánner sein, den guten 
dynastischen, österreichischen Geist in dicsem Lande zu erhalten, 
ilin durcli verkehrte Massregeln durch die eu vogue stehenden 
Zwangslagen und Verwáltigungen nicht zu ertödteu. Politische 
Imbecillitáten konnten da gewaltige Folgen nacli sich ziehen; 
mán hftte sicli da noch melír böses Blut zu maciién.

Mit Hinblick auf die erörterte Lage dér Militárgrenze, ihrer 
Mutterlander und des Gesammtstaates iiberhaupt glauben wir 
demnach, im nachstehenden die Resultate nnserer Untersuchungen 
zusammenfassend, die Grundziige jener Politik andeuten zu kön- 
nen, welche die Militárgrenze in dieser ernsten Zeit uicht aus 
dem Augc zu lassen hátié:

I. Weil die Militárgrenze die seit Erlassung des October- 
Diploms und bezüglich des Gesetzartikels 42: 1861 des Agramer 
Landtages, als ihres constitutionellen Rechtsbodens, ohne ihre 
Mitwirkung in den Mutterlándern gescliaffenen politischen Zu- 
stánde nicht ohne weiters acceptiren kann, sondern ihre diessfalls 
freie, ungebundene Lage dazu benützen soll, um mit Freund und 
Feind en egál zu unterhandeln, und die Bedingungen ihres Ein- 
tritts in andere Verháltnisse zu vereinbaren: so liegt es im In­
teressé dér Militárgrenze, provisorisch, und ohne irgend cin 
Prájudiz für die Zukunft bezüglich dér Zugehörigkeit dér Grenz- 
districte zu den Mutterlándern, — an den zvvei eriváhnten be- 
souderen Grenzver t re tungen,  für die croatisch-slavonische 
und die Bacska-banatische Grenze festzuhalten, und ihre baldigste 
Einborufung, auf Grund dér Grenzwahlordnung des gesetzlichen 
Agramer Landtags, mit allén gesetzlich erlaubten Mitteln anzu- 
streben.

II. Die Aufgabe dieser Grenzvertretungen würdc sein:
A. das constitutionelle Becht dér Militárgrenze mit Berufung auf 

das kaiserliche Diplom vöm 20. October 1860, und bezüg­
lich Croatiens und Slavoniens den Gesetz-Artikel 42: 1861 
geltend zu maciién, und gogen jede Zumuthung dér Ausdeh- 
nung dér seit 1865/6 ohne Mitwirkung dér Militárgrenze ent- 
standenon Abmachungen auf dieselbe, Verwahrung einzulegen, 
und die Revision des Ausgleichs in Absicht auf die Adhásion



dér Grenze,zűr Verfassiwg im vollkommon reehtscontinuativcn 
gesetzliclien Wege untcr Mitwirkung dér Grenzvertrotungcn, zu 
begoliron.

ÍJ. I)io freio Vereinbarung mit dón gosetzlicben Landtagcn dór 
Mutterlandor

]) iu Bezug aui' deli neuen redliclieu Ausgleicli mit ÍJngarn 
und Oesterreich;

2) rücksichtlich des Principcs *), des Zeitpunktes und dcr 
Art und Woise dér Aufiassung dér Militargrenz-Organisation, und 
dér Bedingungen dér Einverlcibung dér Grenzdistricte in dió 
Mutterlander und Sicherstcllung dcr speciellen, materiellen In- 
teressender Greuzbevölkerung in ihrcn neuen Verhültnissen; und zwar

3) bezüglich dér Eigenthumsrecbte des Grenzlandes,  und 
dér Nutzniessungsrechte dér Greuzbevölkerung auf die dortigen 
W áld un gén und Weidegründe,  öilbntlichen Gebáude und 
Ans t a l t en ,  den Grenzbi ldungs-  und Grenzvermögens-  
fond,  dann die Beitragspfiicht dér Grenzbevölkerung zu dem 
jetzt im Provinziale bestelienden Landes-Concurrenzfonde — wobei 
síeli die Grenzvertretung vor jedem Beitrage zum Provinzial- 
Grundentlastuugsfonde zu vervvahren iiiitte — die Pnlstation von 
Naturalarbeiten etc.

Die Gr e nz w ű 1 de r-Angelegenhoit geliört übrigens in so lángé, 
als im constitutionellen Wege uicht etwas anderes verfügt wird, 
ausscliliesslich in das Bessort des Beichskriegsministers, und sein 
ist dió Verantwortlichkeit, dass dieses öfí'entliche Gut dér Grenze 
rationell venvaltot wird. Ingerenzen anderer Behörden direct 
oder mittelst beliebiger Privatdepntirtcr, wie diess sclion versucbt 
wurde, sind vollkommen unstatthaft, da sic dér gesetzliclien Ver- 
fügung mit dér Grenze im Allgemeinen und mit den dortigen Wal- 
dungen insbesondere prájudiciren, und solclie Einmisclnmgen eiuer 
Behörde in die Competenz dér anderen nur zu jener gemiithlichen

* J  Wir reden hier vöm Princip dér Opportunitat im Augenblicke nur, da 
das Princip dér Auflösung dér Militargrenz-Organisation bereits durch 
die Beschlüsse des legalen Land+ags in Agram vöm Jalire IMI bis 
18U5/R und die damaligc Landtagsadressc angenommen worden ist, 
wobei die Grenzdeputirten, darunter viele Offiziere, mitgewirkt habén. 
Dicse Beschlüsse sind numnehr mit llinblick auf das allgemeine 
Wehrgesetz um so annelimbarer gewordeii.
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Anarcliie 1 illíren, die maii lieutigon Tagos nur in Oesterreicli- 
Ungarn, sonst aber in kciueni constitutiouellen Landc dcr Welt 
lindet. Kin rodliciier Ausgleicli zwischen Croatien und Ungarn 
sotzt aucli eiiic Aeudorung des Finanzsystems, alsó auch dér Wald- 
einkflnfte voraus, da síeli das Land naeli den Intentionen des 
gesetzliclien Landtages mit einer Quote für die gemeinsaiuen 
Angelegenlieiten abíiuden ívül, wie áiess Ungarn mit Oestcrroich 
tliat. Vor dér II and botrachtct die Grenze ikre Willder als ihr 
Landeseigenthuin auf welckes dér Bevölkerung ein Miteigoiitlmins- 
reclit znsteht. *) Es isi alsó nocli viel zu friili zűr Anfertigung 
des Spiesses für den Waldbasen dér Militiirgrenze. Er lfiuí't nucli 
guten Mnthes an dér türkisclien Grenze herum, und hat keine 
Lust sich vöm ungarisclien Finanzminister braten zu lassen.

4) Ueber das Princip und die Art undWeise dér küuftigen 
Administration dér Jnstizpflege und dér Yerwaltungiu den Militár- 
greiizdistricten, des materiellen und formellen bíirgerlichen und 
Strafrcchts, für ciné gewisse Ucbergangsperiode, hiitte auch die 
Grenzvertretung zu beschliessen, da die grosso Verscliiedenheit 
aller socialen und Culturzustande, dér geographischen Lagc etc. 
diessfalls eine sofortige Gleichstellung dér Yenvaltung und dcr 
Justizpílege mit dem Provinziale_ niclit gestattet;

5) bezíiglich dér Anstalfen für die öffentliclie Sicherhcit 
naeli Aufiösung dér ililitárorganisation Beschlüsse zu fassen;

(j) eben so rücksichtlich einer zweckentsprechenden Unter- 
bringung des bislier bei dér Greuzverwaltung, dér Justiz etc. be- 
diensteten Personals, für den Staatsdionst geeigneter Officiers etc., 
wobei sich gégén die Ueberschwcmmung dér Grenzbezirke mit 
fremden Beamten und Dienern zu verwabren wáre, insoferne es 
überbaupt möglicb ist, geeigneto einheimisclie Individueu zu 
Gnden.

7) Gerade in diesel1 Uebergangsperiode wird sicli nur zu 
hald dér grosse Uebelstand herausstellen, dass die Banuswürde 
in ihrer vollen gesetzliclien Autorititt mit dem Wirkungskreise 
des Banus aucli auf die Militarbezirke in Croatien und Slavonien,

*) JJer croatische 1848er bánátiig erkliirte die Grenzwaldungen als 
S t a a t s g u t  dér  G r e n z e ,  was im Geiste dér erwahuten Finanz- 
politik so viel als Landeseigeiitlium lieissen soll.
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in dér Person eines, das Vertrauen des Landes geniessenden Ge- 
nerals nicht aufrecht erhalten wurde, damit dér Militárgrenz- 
Bevölkerung dér Uebergang in die neuen ungevvohnten Verhált- 
nisse erleichtert und die Yereiubarung dér Difforenzen durcb eine 
nach allén Seiten hin gleich einflussreiche und nivellirende Ver- 
mittlung gefördert wérdén könne. W’ena jemals und irgeudwo 
im Kaiserstaate ein Statthalter in dér Person eines bobén Mili- 
tars am Platze ivar, so ist es gerade zűr Zeit dér Grenzaufiösungs- 
Operation dér Banus von Croatien mit dem Wirkungskreise fiir 
das Militar- und Civilgebiet des Landes.

8) Das Peterwardeiner Grenzregiment müsste sofort zum 
Agramer Generalate abfallen, wohin es mit Rücksieht auf die 
staatsrechtliche Stellung Sirmiens obnehin gebört.

9) Für den Kriegsfall vor Auflösung dér Militargrenz- 
Organisation wáre an dem Principe fetszubalten, dass das Grenz- 
militíir zu Kriegsdiensten ausser Landes nur in gleichem Ver- 
hiiltnisse vvie andere Bevölkerungen des Reiches beigezogen 
iverde.

10) Die Grenzvertretungen hatten ihre Bescblüsse nnmittel- 
bar dér Krone zűr Sanctionirung vorzulegen, von ivó sic an die 
betreffenden Vertretungen dér Mutterlilnder gelangen wftrden.

11) Dér Keichskriegsminister als bisheriger Ressortminister 
auch für die politische und Justizverwaltung dér Militürgrenze 
batte fortan die Initiative in dér Grenzauflösungsfrage zu fiihren. 
Indessen hiitte sich aber in die Grenzangelegenbeiten, bis zu dem 
Tagé dér Uebergabe dér MilitUrgrenzdistricte in die Civilvorwal- 
t-ung, keine andere Behörde einzumengen.

12) Auch müssten endlich die Gesetze für die Grenze auch 
in dicsér Uebergangsperiode nur in constitutioneller Form pro- 
mulgirt werden, wesshalb eine entsprechendo Modificirung dér 
Einrichtungen in den Grenzsectionen bei den General-Commanden 
und dem Keicliskriegsministerium einzutreten batte.

Alles Dinge, welche die Militiirgrenz-Bovölkerung nicht von 
dér zufalligen Gestaltung dér Landtags-Majoritát im Mutterlande 
abhangig machen kann, bever sich mit dér Zeit die beiderseitigen 
Verhaltnisse nicht in ein gleiches Niveau setzen. Für die Ein- 
richtung dér Uebergangsperiode bedarf die Grenze auf allé Füllé 
eines votum decisivum in ikren Angelegenheiten.
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III. Die Vereinbarung des kiinftigen Verháltnisses zu Un- 
garn in Gemeinschaft mit den connationalen Vertretern des ge- 
setzlichen Landtages des Mutterlandes (im Banate mit dér 
Nationalpartei des ungarischen Landtages rücksichtlich einer ge- 
wissen Ausnahmsstellung, wie solclie diese Partéi far die Serben 
und Románén anstrebt).

Gelingt diese Vereinbaning: woblan. Gelingt sie aber nicht 
und will mán von Seite Ungarns gegenüber dér Grenze und be- 
züglich dér wahren, gesetzlichen, nationalen Vertrotung des Mut­
terlandes nicht gerecht werden, und glaubt mán in Ungarn das 
Recht und die Macht zu habén, auch bezüglich dér Grenzbevöl- 
kerung mit dér beliebten Verw&ltigungspolitik vorzugehen: so 
sei es.

Aber die Militargrenze wird — dessen sind wir überzeugt 
- dagegen lantén Protest erheben, und kein gesetzlich erlaubtes 

Mittel derNothwehr unterlassen, sich im übrigen passiv verhalten und 
zu keiner Ungesetzlichkeit verleiten lassen. Sie wird aucli durcli 
Annahme schmachvoller Bedingungen ihr constitutionelles Selbst- 
bestimmungsrecht und ihre Natioualitat nicht freiwillig preisgeben, 
keineu Selbstmord begehen. Nur moralische Feiglinge pflegen 
dem Selbstmorde zu verfallen. Das Rád dér Weltgeschichte rollt 
in unserer Zeit mit zunehmender Geschwindigkeit zu seinem 
Ziele. Dem Gerechten soll um die Zukunft nicht bangó sein.

Am O c t o b e r - D i p l o m e  und dem G e s e t  z á r  t i k e l  
4‘d : 18(51 wr i r d d ie  G r e n z e  a 1 s a n e i n e m n a  t ionalen 
P a l l á d i u m  f e s th altén.*) Diese Anweisung auf den Genuss 
politischer Rechte, auf constitutionelle Selbstbestimmung wird sie 
sich um keinen Preis dér Welt aus dér Hand entwinden lásson, 
denn das ist keine Auflehnung, sondern Uebung eines constitu- 
tionellen Rechts.

IV. Wenn mittlerweile eine allgemeine Verfassungsrevision 
im Zwecke eines freien redlichen Ausgleichs zwischen allén Völ- 
kern des Reiches an die Tagesordnung káme, so können diese

*) Die Grenze kann ilbrigens auch die ungarische 1848er Landtagswahl- 
ordnung als Beweis anführen, dass mau auch dortseits das Kecht dér
Militargrenze auf den Constitutionalismus anerkannt hat, wenngleich 
diese (iesetze aus Anlass dér Kriegsereignisse damals nicht zűr Durch- 
führung kamen.
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provisorisoheii Grenzvertrctungen im Interessé dér iingofalmlotcn 
Erhaltung des Gesammtstaates als eiuer in den wahrlmft gemein- 
samen Angelegenheiten auch wahrliaft einlieitlichen Maciit (unbc- 
schadet dér Decentralisation in den ni elit gemeinsamen Angelegen- 
lieiten, nebeu tlmnlichster Abrundung und Gruppirung dér Masse 
dór Nationalitaten nach Venvaltungsgebieten, und ihrer vollstán- 
digen Emancipation von dér nationalen Sclaverei Anderer) dazu 
oline weiters die Hand bieten, jedoch auch nur in Gemeinschaft 
mit den connationalen geset/.lichon Vertretern des Mutterlandes, 
mit denen sie stets auf gleichem Niveau dér politischen Tenden- 
zen sich zu haltén suclien werden.

Kommt aber diese allgemeine YerfassungsreVision nicht zu 
Standé, und ívill inán au massgebender Stelle eine festőre Ueber- 
Imickung dér uiigeheureu Kluft durcliaus nicht, welclie dér Dualis- 
mus zwisclien den beiden Eoichshalften zu Wege gebracht hat: 
so ist die Militíirgrenze nach den Antecedentien ihrer jüngsten 
Gescliiclite auch nicht bernien, als Geschaftsführer ölnie Auftrag 
den Geschicken eines zerfallenden iteichcs zu trotzen. Sie thue 
„ilire Pflicht, weiter niclits". Vogue la galére! Danii wird sie 
mit Ungarn ein Abkominen zu treffen wissen, so gut es eben gelit.

Mit dieser Politik „dér i'reien Hand“ wird die Grenze, 
ivenn sie auch in dér Gégénwart nicht alles erzieleu sollte, jeden- 
falls ihro Zukunft retten, und das ist sebr viel.

Dixi et animam salvavi. Es liegt wie vor zivanzig Jaliren 
in dér ganzen politisclien Situation des Kaisorstaates eine jener 
providentiellen Pügungen vor, welclie im Leben dér Völker und 
elér Menschen eine so grosso Rolle spielen.

Die Militíirgrenze ist min in dér Lage, wo sie dem Reiche 
auf reiii politischem holdé, wie ehemals auf dem Földe dér Éhre, 
hochwichtige Dienste leisten kaim zűr Durcliführung eines ívirk- 
lichen, redlichen Ausgleichs, ölnie dass sie sich zum Werkzeuge 
dér Reaction liergeben soll. lhr Ziveck, ihre Taktik müsste dar- 
auf berechnet sein, durch Festhalten am eigenen constitutionellen 
Roclite, und da sie nach keiner Seite engagirt ist — diejenigen, 
die zu sehr im Egoismus befangen sind, zűr entsprechendérén 
Anerkennung fremder Rechte, zűr Selbsterkenntniss und Selbst- 
heseheidung zu ilnem eigenen wohlverstandenen Besten — zu 
bestimmeu.
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Wird maii dicse vielleicht letzte günstige Constellation am 
wolkenumthürmten politisclion Hímmel Austria-üngarns begreifen, 
wird mán sich des scliöpferischen „viribus unitis“ erinnern wollen, 
das für unsere gesanmitstaatlichen Zwecke nocli immer das beste 
Programm ist? Wir wünschen im Interessé Oestcrreichs und 
Ungarns, das lelten möge aber auch lelten lassen, wenn es Fric- 
den habén will. Die von Seite seincr Staatsniiiimer geschaffcne 
Zwangslage wird durcli eine nocli grössere, die Unmöglichkeit 
ihrer Erhaltung, von selbst ein Ende nelimen. Dann aber ist 
tabula rasa. Mit Zwang régiért mán hentigen Tages nicht ein- 
mal dórt, wo die Gewalt die alleinige Quelle dér Macbt ist.

Welches auch das Schicksal dér Militíirgrenze sein wird, 
das auch grösstentheils durch ihre eigene Haltung bedingt. ist, so 
soll ihre Geschichte wenigstens keine Ursache habén zu verzeich- 
nen, dass sich keiner ihrer Söhne fand, unr in diesem kritischen 
Momente über ihre Geschicke im Angesichte dér Welt ein ern- 
stes Wort zu sprochen. Wir glauben auch Ungarn durch unseren 
Freimuth einen besseren Dienst zu erweisen, als es jené thnu, 
die aus blosser Rücksicht auf ihr egoistisches Interessé durch den 
lantosén Pseudoausgleich (nach dem Ausspruche eiues liöchstge- 
stellteu Staatsmannes) Ungarn m e h r  g a b e n a l s  e s ve r- 
1 a n g t e ; dadurch aber wioder den Samen für eine uuheilvolle 
Saat ausgestreut babon, die beroits einmal eine blutige Erutc 
eiutrug.





ANITA Nü.
T1.

K a i s e r l i c h e s  D i p l o m
zűr Eegelung dér inneren staat srecht l ichen V erhalt- 

n isse dór Monarchie.*)

VV7ir Franz .losopli I„ von Gottes Gnaden Kaiser von Oesterreich, König 
von üngarn und Böhmon. König dér Lombardié und Venedigs, von 
Galizien, Lodomerien und lllyrien; Erzherzog von Oesterreich etc. etc. 

tliun hiemit Jedermann zu wissen:
Naclidem Unsere Vorfahren glorreiehen Andenkens in vreiser Sorgfalt 

in Unsevem durehlauchtigsten Hause eine bestimmte Form dér Erbfolge 
aufzurichten bestrebt waren, hat die von weiland Seiner k. k. apostolischen 
Majestat Kaiser Kari  dem VI. am 19. April 1713 endgiltig und unabíinder- 
lich festgesetzte Suceessions-Ordnung in dem unter dem Namen dér prag- 
matischen Sanetion bckanntcn, von den gesetzlichen Standén Ünserer ver- 
sehiedenen Königreiche und Lánder angenommenen in Kralt bestehenden 
Staats-, Grund- und Hausgesetze iliren Abschluss gefunden.

Auf dér unerschiitterliclien rechtliehen Grundinge einer bestimmten 
Erbfolge-Ordnung und dér mit den Gerechtsamen und Ereiheiten dér obbe- 
nannten Königreiche und Lander in Einklang gebracbten Untheilbarkeit und 
Unzertrennliclikeit ihrer verschiedenen Bestandtheile, hat die in Folge von 
Staats- und völkerreclitliclicn Vertragon seither erweitérté und erstarkte 
österreichische Monarchie die auf dieselbe eindringenden Gefahren und An- 
griffe, gestützt und getragen von dér Treue, Hingebung und Tapferkeit 
ihrer Viilker, siegreicli bewaltigt.

Iin Interessé Unseres Hauses und ünserer Untcrthanen ist es Unsere 
Kegentenptiicht, die Machtstellung dór österreichiselien Monarchie zu wahren

*) Wir miissen hier um jeden Zweifel darüber zu beseitigon, als ivenn 
dieses Diplom nicht auch fúr die Militargrenze erlassen worden wáre, zum 
Ueberfluss erinnern, dass bei allén Gesetzen, ivelche l'iir die ganze Monarchie, 
und nur n i cht  ftir d ie Mi l i t argrenze  erlassen werden, dicsérUmstaud 
im Reiclisgesetzblatte stets mit den Worten „mit Ausnahme für die 
Mi l i t argrenze1'' ausdrücklich bcmerkt wird, welche Ausnahme hier durcli- 
aus nicht vorkommt. Dieses Diplom ivar auch von einem kaiserlichen 
Manifeste „An M e i n e  V ö 1 k e r“ begleitet, wo selbstverstandlich auch die 
Militargrenze mitbegriffen ist.



und ihrer Sicherheit die Biirgschaften klar und unzweideutig feststehender 
Rechtszustande und eiutrachtigen Zusammenwirkens zu verleihen. Nur solche 
Institutionen und Rechtszustande, welche dem geschichtlichen Rechtsbe- 
wusstsein, dér bestehcnden Verschiedenheit Unserer Königreiche und Lander 
und den Anforderungen ihros untheilbaren und unzertrennlichen kriiftigen 
Yerbandes gleiclimiissig entsprechen, können diese Biirgschaften in voltéin 
Masse gewahren.

In Berücksichtigung, dass die Elemente gemeinsamer organischer 
Einrichtigungon und eintraehtigen Zusammenwirkens durch die Gleichlieit 
Unserer Unterthanen vor dem Gesetze, die Allén verbürgte freie Religions- 
übung, die von Stand und Geburt unabhangige Aemterfáhigkeit und die 
Allén obliegende gemoinsame und gleiche Wehr- und Steuerpflichtigkeit, 
durcli die Beseitigung dér Frohnen und die Aufhebung dér Zwischenzoll- 
Linie in Unserer Monarcliie síeli erweitert und gekraftigt liahen, — in Er- 
wagung f'erner, dass bei dér Concentrirung dér Staatsgewalt in allén Lan- 
dern des europaischen Festlandes die gemeinsame Behandlung dér höchsten 
Staatsaufgaben für die Sicherheit Unserer Monarcliie und die Wohlfahrt 
ihrer einzelnen Lander ciné nnabweisliche Nothwendigkeit geworden ist, — 
habén Wir, zűr Ausgleicliung dér friiher zwischen Unseren Königreichen und 
Lándern bestandenen Verschiedenheiten und behufs einer zweckmassig ge- 
regelten Theilnahme Unserer Unterthanen an dér Gesetzgebung und Verwal- 
tung auf Grundlage dér pragmatisehen Sanction und Kraft Unserer Macht- 
vollkommenheit Nachstehendes als ein bestandiges und unwiderrufiiches 
Staatsgrundgesetz zu Unserer eigenen. so auch zűr Riclitschnur Unserer 
gesctzlichen Nachkommen in dér líegierung zu beschliessen und zu verord- 
nen befunden:

I. Das Reeht, Gesetze zu gébén, abzuándern und aufzuheben, wird 
von Uns und Unseren Nachfolgern nur unter Mitwirkung dér gesetzlich 
versammelten Landtage, beziehungsweise des Eeichsrathes, ausgeübt werden, 
zu welchem die Landtage die von Uns festgesetzte Zahl Mitglieder zu ent- 
sendon habon.

II. Es sollen allé Gegenstiinde dér Gesetzgebung, welche sich auf 
Reclite, Pílichten und Interessen bezielien, die allén Unseren Königreichen 
und Landern gemeinschaftlich sind, namentlich die Gesetzgebung iiber das 
Münz-, Geld- und Creditwesen, iiber die Zölle und Handelssachen, ferner 
über die Grundsatze des Zettelbankwesens; die Gesetzgebung in Betreff dér 
Grundsatze des Post-, Telegraphen- und Eisenbabnwesens; über die Art und 
Weise und die Grdnung dér Militárptlichtigkeit in Zukunft in und mit dem 
Reichsrathe verbandelt und unter seiner Mitwirkung verfassungsmassig er- 
ledigt werden, sowie die Einführung neuer Steuern und Auüagen, dann die 
Erhöhung dér bestehenden Steuern und Gebiihrensatze, insbesondere die Er- 
höhung des Salzpreises und die Anfnahme neuer Anlehen, gemáss Unserer 
Entschliessung vöm 17. Juli 1860; dcsgleichen die Convertirung bestehender 
Staatssohulden und die Verausserung, Umwandlung odor Belastung des unbe- 
weglichen Staatseigenthumes, nur mit Zustimmung des Reiclisrathes ange- 
ordnet werden soll; endlich die Prüfung und Feststellung dér Voranschlage 
dér Staatsauslagen für das zukünftige Jahr, sowie dió Prüfung dér Staats- 
rechnungs-Abschlüsse und dér Resultate dér jahrliclien Pinanzgebalirung 
unter Mitwirkung des Reichsratlies zu erfolgen hat.

III. Allé anderen Gegenstande dér Gesetzgebung, welclie in den vor- 
hergehenden Punkten niclit entlialten sind, werden in und mit den betref- 
fenden Landtagen und zwar in den zűr ungarischen Krone gehörigen ICönig- 
reiehen und Landern im Sinne ihrer früheren Vei-fassungen, in Unseren 
übrigen Königreichen und Landern aber im Sinne und in Gemiissheit ihrer 
Landesordnungen verfassungsmassig erledigt werden.

Nachdem jedoch mit Ausnahme dér Lander dér ungarischen Krone 
auch in Betreff solcher Gegenstande dér Gesetzgebung, welche nicht dér
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ausscliliesslichen Competenz des gesammten Reichsrathes zukommcn, seit 
einer lángén Beibe von Jahren für Unsere übrigen Lander eino gemeinsame 
Behandlung und Entscheidung stattgefunden hat, behalten Wir uns vor, 
auch solche Gegenstande mit verfassungsmassiger Mitwirkung des Reichs- 
rathes unter Zuziehung dér Reichsrathe dieser Lander behandeln zu lassen.

Eine gemeinsame Behandlung kann auch statttinden, wenn eine solche 
in Betreff dér dér Competenz des líeichsrathes nicht vorbehaltenen Gegen- 
stiinde von dem betreff'enden Landtage gewiinscht und beantragt werden sollte.

IV. Dieses kaiserliche Diploin soll sofort in den Landesarcliiven Un­
serer Königreiche und Lander aufbewahrt, seiner Zeit in die Landesgesetze 
im authentischen Texte und in den Landessprachen eingetragen werden. 
Unsere Nachfolger habon dasselbe Diplom sogleich bei Ihrer Thronbesteigung 
in gleicher Weise mit ihrer kaisorlichcn Unterschrift versehen, an die ein- 
zelnen Königreiche und Lander auszufertigen, wo dasselbe in die Landes­
gesetze einzutragen ist.

Urkund dessen habén Wir Unsere Unterschrift beigesetzt, Unser kai- 
serliches Insiegel beidrücken lassen und die Aufbewahrung dieses Diploms 
in Unserem Haus-, Hof- und Staatsarehive anbefohlen.

Gegeben in Unserer Haupt- und Residenzstadt • Wien, am 20. Octo- 
ber im Eintausend achthundert sechzigsten, Unserer Eegierung im zwölf- 
ten Jahrc.

F ran z  Joseph. m. p. 

Gráf Rcchbcrg m. p.

Auf allerhöchste Anordnung: 
Frcihcrr v. liansoniiet m. p.

II.

Sanctionirter Gesetzartikel 42 v. J. 1861
d e s  A g r a m e r  L an d tages

über  das Verl ial tniss des dreieinigen Königreiches Dal- 
mat ien,  Kroat i en  und Slavonien zűr Krone und zum 

Königreiche Ungarn.

§. 1. Das dreieinige Königreich Dalmatien, Kroatien und Slavonien 
in seinem heutigen Territorial-Ümfange, námlich: die Comitate Fiume mit 
dér Stadt und dérén Gebiete und dem übrigen Litorale, Agram, Warasdin, 
Kreutz, Pozega, Verovitic und Syrmien, ferner die jetzige Militargrenze, das 
ist acht kroatisclie und drei slavouisehe Begimenter: das Likaner, Otocaner, 
Oguliner, Sluiner, das I. und II. Banal, Kreutzer und St. Georger, ferner 
das Broder, Gradiskaner und Peterwardeiner; mit Einschluss des Rechtes 
auf die Murinsel und dér übrigen virtuellen Territorialrechte dieses König­
reiches, erklárt durch seine in dér Hauptstadt Agram tagende Landtagsver- 
sammlung, dass in Folge dér Ereignisse des Jahres 1848 jedes andere, wie
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iinrner bescliatfcnc, Bei cs legislative odev administrative, sei es jnsticiellc 
Bánd zwischen dem drcieinigen Königreiche Dalmatien, Kroatien and Sla- 
vonien and dem Königreiche Ungavn rechtlich aufgehört hat, ausser dass 
Seine Majostiit, ihr gemeinsamer König, nach ihren bis zum Jaliro 1H4JS gc- 
meinsamen Gosetzen aueh zam Könige von Dalmatien, Kroatien anrl !Sla- 
vonien, and zwar nach dem freien Willen des Volkes des drcieinigen König- 
reiches mit einer und derselben Krone, und einem und demselben Krönungs- 
acte, wie zum Kőnige von Ungarn gekrönt werden soll. und dass dióséin 
Königreiche ausser seinon besomleren Staats- und constitutionellen Grund- 
rcchten noch allé jene öfFentlichcn Iieclite zustehen, in dórén Besitzo das 
Königreich Ungarn bis zu dem Ende dós Jalires 1847 sich bct'and, in sö fern 
dicseiben seine obgedachte Selbststandigkeit und Unabhangigkeit mittelbar 
oder unmittelbar nicht angreifen.

2. In Anbetracht jedoch seiner mit dem Königreiche Ungarn ge- 
meinsamen Vergangcnheit und des friiher mit ihm gemeinsamcn constitu­
tionellen T.ebens. wie nicht minder dev gemeinsamcn Intcresscn in Hinsiclit 
dér Erhaltung und Kntwickelung constitutioncller Froilieit, erkliirt das drci- 
einige Königreich Dalmatien, Kroatien und Slavunien, nach dér Discussion 
dér Allerhöchston königliclien Proposition vöm 2G. Február 18(51, Z. 1 52, 
mittelst wclcher es bernien wurdc. seine Wtinschc und Gcdanken hinsicht- 
lieh seines VTerhaltnisses zum Königreiidie Ungarn zu erölfnen: dass es béréit 
ist. nach Massgnbe dér gemeinsamcn Interessel! und Bediirfnisse mit dem 
Königreiche Ungarn in noch engem Staatsverband zu treten, subáid von 
Seitc des Königreiches Ungarn dic vorgedachte Unabhangigkeit und Selbst- 
stiindigkeit, so wie aucli dér vorlezeiclinete reale und virtuelle Territorial- 
Umf'aiig des dreieinigen Königreiches rechtsgiltig anerkannt wird.

íj. 3. Dér bezeichnete staatsreclitliclie Verband zwischen dem drei- 
einigen Königreiche Dalmatien, Kroatien und Slavonien und dem Königreiche 
Ungarn sollte auf Grund ilirer vollen alten Verfassung, so wie dér ober- 
wiilmtcn Unabhangigkeit des dreieinigen Königreiches und seiner staatlirhen 
Gleichbercchtigung auf dér gemeinsanien Legislatur und einer gemass ilieser 
letztern organisirten obersten Vcrwaltung beruhen, welclie sich auf jene 
Staatsangelegenheiten beschriiuken wird, die im Bundesvertrage náher be- 
stimmt werden.

íj. 4. Die Gcsetzgcbung und die oberste Leitung in politischen. Cnltus- 
nnd Unterriclits- und Justiz-Angclegenheitcn, so wie die Gerichtsbarkeit in 
allén lustán zen kőimen kein Objekt cines engem Verbandes zwischen dem 
dreieinigen Königreiche und dem Königreiche Ungarn bilden, und konimen 
bei dér Frago ilber das gegenseitige Verliáltuiss dicsér Königreiche gar nicht 
in Botrachfc.

ij. 5. Sohald dér Landtag des Königreiches Ungarn die Grundsátzc 
dieses Besclilusscs angenomnicn habén wird, wird sowohl von dér cincii als 
dér andern Seite eine gleichmassige Anzalil von Landtegsmitglicdern in 
C'omité’s gewahlt. welche auf einem vertragsmassig bestimmten Ortc zusam- 
menkommen, cinen genaueren Vertrag iiber diesen Staatsverband einge’neu, 
und diess dem betreffenden Lundtage zűr Gutheissung vorlegen werden.



III.

A u s z u g
aus dér A dresse des Landtages  des Königreiches Dal­
matien,  Croat ien und Slavonien an Se. k. k. apostolische 
M ajestát vöm 10. Február  1806 über das s taat srecht -  

liche V erhaltn iss zu O esterreich.

Euer Majestát! Das dreieinige Königreich erhofft mit Zuversicht, dass 
Euer Majestát eben im Interessé dér Gesammt-Monarchie dicsen unseren For- 
dermigen (wegen Incorporirung Dalmatien’s und dér Militárgrenzc) gerecht 
werden wird, von denen es abhángt, dass die bisherige Zwitterstellung des 
dreieinigen Königreiches aufhöre, und dass dieses als cin in s'ch abgeschlos- 
senes politisch bestehendes Land und Volk mit seiner eigenen Spraclie und 
seincn Tcrritorial-Grenzen. die Garantien seines Fortbestandes und seiner 
Entwieklung erlange. Andererseits aber kanu Euer Majcstat fest bauen auf 
die politische Reife dér Nation des dreieinigen Königreiches, wclchc in 
ikrem eigenen Interessé wünseht, Euer Majestat möge über einen starken 
Staat herrschen, dér in dem Rathe dér europaischen Máchtc seinen Rang 
und seinen Einfluss zu beliauptcn vermögend ware. Dessbalb anerkennen 
und unterstützon wir die Bedingungen, welclie notliwendig sind, um die auf 
dér pragmatischen iáanktion und dér historischen Entwieklung des staatlichen 
Vcrbamles dér verschiedenen Königreiche und Liimler beruhende Einheit dér 
Monarehie zu wahren und zu starken und dérén Grossmachtstellung zu 
vertlieidigen.

Wir wissen, dass die dem Scepter Euer Majestát unterstehenden König­
reiche und Láuder untereinander nicht alléin verbumlen sind, durcli die gc- 
heiligte Person des gemeinsehaftlichen Regenten, sondeni nuch durch das 
Bancl dér sammtliche Lander dér Monarehie gleiehmassig beriihrenden 
hóchsten Staatsinteressen, die sich ira Verlauf dér Zeiten aus derén unthcil- 
haren und unzcrtrennlichen, auf dér pragmatischen Sauction beruhenden Vcr- 
bande factisch ergeben habén.

Dieses anerkennend, habén wir im Princip auch dem in dem kaiser- 
liclien October-Diplom ausgedrückten Grundgedanken Euer Majestát unsere 
Zustimmung gégében, und thun diess auch jetzt, indcin wir anerkennen: 
dass die Grossmachtstellung dér Monarehie durch solehe Institutionen und 
einen solchen Recbtszustand gewalirt uud verbürgt werden niüsse, welcher 
einerseits dem geschichtliclicn Rechtsbewusstsein und dér besculienden Ver- 
schiedenheit dér Königreiche und Lander des Reiclies, wie auch deu Anfor- 
derungen ihres untheilbaren und unzertrennlichen VTerbaudes gleiehmassig 
entspricht.

Doch wird uns Euer Majcstat die unterthánigste Bcmerkung gestat- 
ten, dass weder in dem kaiserlichcn Üctober-Diplom "noch in dér misslunge- 
ncn Ausfiihrung desselbon, dem Februar-Pateut, nicht üie einzig mögliche 
noch selbst die gccignete Ferin bezeiclmet sei, in welcher die allé Köriig-
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reiche und Liindcr dér Monarchie gleichmássig beriihrcnden höchsten Reichs- 
angelegenheiten ausgetragen werden könutcn odor sollten. Euer Sí aj est át 
geruhten aber in dem kaiserlichen Manifest vöm 20. Septomber vorigen 
Jahres in weiscr Einsicht zu áussern: dass durch die Főim das Wcsen nicht 
geopfert werden sollte, — wesshíilb aucli Kuer Majestat die Feststellung 
diesel- Form dér frcien Vereinbarung zwischen dér Krone und den Völkern 
anheimstellte. Nádidéin mm zu unserer und aucli dér andereii Völker Freude 
und Befriedignng sammtliche Köuigreichc und Lánder dér Monarchie Ver- 
fassungsrechte geniessen, so haltén wir dalin-: es sei zweckmassjg. weil min 
möglich, dass die allén Königreichcn und Kálidéra gemeinsamcn Reichsange- 
legenheiten gemcinschaftlich und verfassungsmássig belmudelt werden. und 
dass es nicht scliwer sein w-erde, eine solcbe Form dér genieinsamcn 
verfassungsmássigen Bchandlung anfzufinden, weklie dem wohlorfassten In­
teressé dér Monarchie und déren Ilönigreiche und Lánder entspricht.

Mit Riicksicht jedoch darauf, dass es sicli bei dér Prácisirung dér 
allén Königreichcn und Landern der Monarchie gemeinsamen köchsten Staats- 
angelegenbeiten. sowie bei der Feststellung der Art und VTeise ihrer ge- 
meinscbaftliclien Bchandlung hauptsáchlicli daruin liandelt, dass im Woge 
freier Verstiindigung die Grenzen des ungarisch-croatiscben Staatsrcchtes 
genau bczeichnet uml bestimmt werdeu, welche Angelegenheit allé Lánder 
der ungarischen Krone gleichmássig angeht: hált diesel- Eurer gekeiligten 
Majestat treu ergebene Landtag dafiír, dass er diese hocliwichtige Frage 
am zweekmassigsten in Genieinschaft mit dem Königreich Fngarn lösen 
könne. Auf dieses Vorgehen ist diesel- Landtag naturgeraiiss hingewiesen 
durch den Art. 42 vöm Jahre 1861, an ŵ elcben Artikel sicli derselbe in der 
Lösung staatsrechtlicher Fragen hált, und durch w-elchen ausgesprochen 
wurde, dass dem Dreieinigen Königreich nebst seinen bcsonderen staatlichen 
Grund- und Yerfassungsrechten aucli noch gemeinschaftlich allé ötfentlichen 
Rechte zukommen. welche dem Königreich Ungarn bis zum Sehlusse des 
Jahres 1847 zugehörten, inwieferne ilieselben direct oder indirect dessen 
Selbststándigkeit und Unabbángigkeit nicht entzogen sind, und mit w-elchem 
Artikel auch die Bereitwilligkeit des dreieinigen Königreiches erklárt 
wurde, auf diesel- auch durch Iíucr Majestat allergnádigst anerkannten Basis 
mit dem Königreich Ungarn in einen noch engereu staatsrechtlicken Ver- 
hand zu treten.

So sehr nun auch dicsér Landtag den lebhaften Wunsch Euer Maje- 
stát theilt, dass die Regeimig der staatsreclitlichen Bezieliungen des drei- 
einigen Königreiches zum Kőuigreiche Ungarn im Wege der Verstándiguiig 
beicler Landtage je elier erzielt w-erde; mid so sehr auch dicsér Landtag 
hereit ist, sicb auf dic Lösung der Frage bezöglich der Regeimig der staats- 
rechtlichen Verháltnisse zuv Gcsammtmonarchie in Genieinschaft nnt Ungarn 
einzulassen: so halt er es docli für seine lieilige Píiicht zu orklaren, dass 
das dreieinige Königreich nur dann auf diese Genieinschaft eingehen w-erde, 
wenn der von Euer Majestat auf den 10. December 1865 nack Pest einbe- 
rufene ungarisehe Landtag in Folge dicsér unserer Erkliirung sich dahin 
ausspricbt, dass die Regelung des staatsreclitlichen Verháltnisse* zwischen 
dem dreieinigen Königreich und dem Königreiche Ungarn auf Grundinge 
des Art. 42 vöm Jahre 1801 der gegcnscitigen und freien Verstándigung 
zwischen den beiden Landtagen, als zwei gleiclien und gleichhereelitigten. 
Factoren, ühcrlassen ist.


